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Einführung: Rechtspopulismus im Norden - Hintergründe 
 
In den nordischen Ländern – Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und Schweden – werden 
politische Konsensbildung, Kompromissfindung und demokratische Teilhabe traditionell 
großgeschrieben. Doch in den vergangenen 20 bis 30 Jahren haben sich dort, wie in vielen 
anderen europäischen Ländern auch, die politische Konfrontation und die gesellschaftliche 
Spaltung verschärft. Die politische Parteienlandschaft ist stärker fragmentiert als früher. In 
den nationalen Parlamenten sind bis zu zwölf Parteien vertreten. Sozialdemokraten und 
traditionell bürgerlich-konservative Parteien, die seit Ende des Zweiten Weltkriegs die 
politische, sozio-ökonomische und gesellschaftliche Entwicklung dieser Länder prägten, 
haben im Laufe der Jahrzehnte kontinuierlich an Zuspruch verloren. Parteien vor allem am 
rechten Rand gewannen hingegen deutlich dazu. So sind in allen nordischen Ländern, Island 
ausgenommen1, rechtspopulistische Parteien zu einer festen Größe mit signifikantem Einfluss 
im politischen wie gesellschaftlichen Diskurs geworden.2 Mit ihnen verbreiteten sich ein 
empörter, gereizter Kommunikationsstil, identitäre Vorstellungen von Volksgemeinschaft und 
eine undifferenzierte Kritik an politischen Eliten.3       
 
Anders als in Ländern wie Frankreich und Deutschland, sind die rechtspopulistischen Parteien 
in den nordischen Ländern nicht (mehr) isoliert. Nach anfänglichen Vorbehalten kooperieren 
inzwischen in Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden einige der etablierten Parteien 
im bürgerlich-konservativen Spektrum mit rechtspopulistischen Parteien, oftmals allerdings 
außerhalb einer formellen Regierungsbeteiligung. Während im gesamteuropäischen Maßstab 
radikal-rechte oder rechtspopulistische Parteien trotz ihrer Wahlerfolge nur bescheidene 

 
1 In Island gibt es trotz etlichen Versuchen in der Vergangenheit, eine solche zu etablieren, keine nennenswerte 
rechtspopulistische Partei. Dies liegt vornehmlich daran, dass die Einwandererzahlen lange Zeit niedrig waren. Die 
Vorsitzenden der Zentrumspartei (Midfluokkurin), David Gunnlaugsson, sowie der konservativen Volkspartei (Flokkur 
folksins), Inga Sæland, haben sich zwar mehrfach kritisch gegenüber der auch in Island seit 2015 wachsenden 
Einwanderung geäußert, doch fehlen ihren Parteien weitere Merkmale klassischer rechtspopulistischer Politik (siehe 
Widfeldt (2023) “Populism and the Growth of the Radical Right in the Nordic countries”. In: Nordics Info, Arhus University, 
12.5.2023, Populism and the Growth of the Radical Right in the Nordic countries (nordics.info).    
2 Etzold, Tobias (2024) Rechtspopulismus in Nordeuropa: Ursprünge, Merkmale und aktuelle Trends. Bundeszentrale für 
Politische Bildung, 21.11.2024, Rechtspopulismus in Nordeuropa | Rechtspopulismus | bpb.de. 
3 Jochem, Sven (2019) „Rechtspopulismus, Integration und Migrationspolitik in Nordeuropa – Die Volksheime unter 
Druck. In: Brinkmann, Heinz Ulrich und Panreck, Isabelle-Christine (Hrsg.): Rechtspopulismus in 
Einwanderungsgesellschaften: Die politische Auseinandersetzung um Migration und Integration, Wiesbaden, S. 267-292.  
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https://nordics.info/show/artikel/populism-and-the-growth-of-the-radical-right-in-the-nordic-countries
https://www.bpb.de/themen/parteien/rechtspopulismus/556742/rechtspopulismus-in-nordeuropa/
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Fortschritte bei der Erlangung von Exekutivgewalt auf nationaler Ebene machen4, ist bislang 
auch im Norden die Regierungsbeteiligung von rechtspopulistischen Parteien eher die 
Ausnahme als die Regel. Dazu kam es lediglich in insgesamt vier Legislaturperioden, jeweils 
zwei in Finnland und Norwegen, und auch erst seit 2013 (Norwegen) respektive 2015 
(Finnland), während diese Parteien schon viel länger in den jeweiligen nationalen Parlamenten 
sitzen.  
 
Stattdessen war bislang insbesondere das in Skandinavien gängige Modell der 
Minderheitsregierungen, die über keine eigene Mehrheit im Parlament verfügen und daher 
auf die Unterstützung von Oppositionsparteien angewiesen sind, um einen Haushalt und 
Gesetze zu beschließen, eine Option für eine unverbindlichere Art der Zusammenarbeit 
zwischen konservativ-bürgerlichen und rechtspopulistischen Parteien. Sie ermöglicht 
Letzteren politische Einflussnahme auch außerhalb einer direkten Regierungsbeteiligung und 
den Konservativen und/oder Liberalen eine Machtoption, die sie allein mit ihresgleichen oft 
nicht mehr haben. Auf diese Art können rechtspopulistische Parteien eingebunden werden, 
ohne ihnen direkte exekutive Macht zu zugestehen. Eine Regierungsbeteiligung wurde von 
ihnen selbst lange gefürchtet, da sie im Falle einer solchen politische Verantwortung 
übernehmen, an Lösungen mitarbeiten und Kompromisse eingehen müssten und somit Teil 
der konsensorientierten Politelite zu werden, für deren Ablehnung sie unter anderem gewählt 
werden.5 Im Grunde sind sie an Lösungen nicht interessiert, da sie ihre Existenzberechtigung 
gerade aus dem Fortbestand der von ihnen angeprangerten Probleme ableiten.6     
 
Umgekehrt ist die Tolerierung von Minderheitsregierungen eine Möglichkeit durch eine 
informelle Zusammenarbeit von etablierten Parteien aus verschiedenen politischen Lagern, 
die sich mit einer formellen Zusammenarbeit im Rahmen einer Regierungskoalition 
schwertun würden, rechtspopulistische Parteien außen vor zu lassen. Beide Varianten kamen 
in den nordischen Ländern bereits zur Anwendung. In Deutschland, wo 
Minderheitsregierungen nicht sehr häufig sind und als Zeichen von Instabilität und Schwäche 
gesehen werden, kam es in jüngerer Zeit vereinzelt zur zweiten Variante von 
Minderheitsregierungen auf Länderebene (Thüringen und Sachsen). Die in Deutschland 
inzwischen gängigste Option zum Ausschluss der Rechtspopulisten, eine sogenannte große 
Koalition zwischen Sozialdemokraten und der jeweils größten konservativ-bürgerlichen 
Partei, hat in den nordischen Ländern dagegen keine Tradition und wird im Normalfall nicht 
ernsthaft erwogen. Dies ist insofern erstaunlich, als dass auch diese Parteien oftmals informell 
kooperieren und meist ein pragmatisches Verhältnis miteinander pflegen, formell dennoch 
Abstand halten, um programmatische und ideologische Unterschiede nicht zu sehr zu 
verwischen.    
     
Die vorliegende Studie charakterisiert die rechtspopulistischen Parteien in den nordischen 
Ländern, erklärt ihre Ursprünge und stellt ihre wichtigsten Themen und politischen Anliegen 
und Ziele vor. Das Hauptziel der Studie ist eine systematische Analyse des Umgangs 
rechtspopulistischer Parteien im Norden Europas entlang der Kategorien 
Ignorieren/Ausgrenzung, Imitation/Übernahme von Positionen und Rhetorik, 

 
4 Balfour, Rosa, Lehne, Stefan and Ventura, Elena (2025) The European Radical Right in the Age of Trump 2.0. In: Carnegie 
Endowment for International Peace, The European Radical Right in the Age of Trump 2.0 | Carnegie Endowment for 
International Peace. 
5 Etzold, Tobias (2024) Rechtspopulismus in Nordeuropa: Ursprünge, Merkmale und aktuelle Trends. Bundeszentrale für 
Politische Bildung, 21.11.2024, Rechtspopulismus in Nordeuropa | Rechtspopulismus | bpb.de. 
6 Herman, Rudolf (2019) „Nordeuropas Nationalisten sind dort stark, wo sie ausgegrenzt werden“. In: Neue Zürcher 
Zeitung, 19.7.2019. 

 

https://carnegieendowment.org/research/2025/09/the-european-radical-right-in-the-age-of-trump-20?lang=en
https://carnegieendowment.org/research/2025/09/the-european-radical-right-in-the-age-of-trump-20?lang=en
https://www.bpb.de/themen/parteien/rechtspopulismus/556742/rechtspopulismus-in-nordeuropa/
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Zusammenarbeit durch Tolerierung und Einbindung/Regierungsbeteiligung. Dabei stehen die 
Fragen im Mittelpunkt, welche Rolle die rechtspopulistischen Parteien in den politischen 
Systemen der nordischen Länder spielen und wie sich diese gewandelt hat, welche Ergebnisse 
diese Umgangsformen/Strategien bislang gezeitigt haben und wie ihr Erfolg oder Misserfolg 
bewertet werden kann.     
 
Überblick rechtspopulistischer Parteien in den nordischen Ländern 
 
Definitionen und Gründe, rechte Parteien zu wählen  
 
Es mag überraschen, dass gerade in den als gemeinhin liberal und gesellschaftlich progressiv 
geltenden nordischen Ländern rechtspopulistische Parteien bereits ab den 1970 und 80er 
Jahren aufkamen und bis heute dort so stark sind. Der norwegische Politologe Anders Jupkås 
sieht darin jedoch keinen Widerspruch: „Wo eine Entwicklung besonders weit ist, melden sich 
auch jene Leute stärker zu Wort, die damit nicht einverstanden sind“.7 Trotz wirtschaftlichen 
Reichtums und großzügigem Wohlfahrtstaat finden Menschen Gründe Rechtspopulisten zu 
wählen. Dazu gehören eine generelle Unzufriedenheit mit dem konsensual angelegten 
politischen und gesellschaftlichen System, Elitenskepsis, Einschnitte in den Wohlfahrtsstaat, 
Probleme im Gesundheits- und Bildungswesen und damit verbunden schlechteren 
Leistungen für gleichbleibend hohe Steuern, die Furcht des Mittelstands vor sozialem Abstieg, 
die zugenommene Migration und misslungene Integration, und, insbesondere in Schweden, 
eine lange wenig kritische Diskussion darüber.8  
 
Wie anderswo auch, greifen auch Rechtspopulisten in den nordischen Ländern Missstände 
insbesondere im Themenkomplex Migration und Integration auf, übertreiben und streuen sie. 
Gewählt werden die Parteien überwiegend von Arbeitern, Menschen mit niedrigem 
Bildungsgrad, der unteren Mittelschicht, der Landbevölkerung und einer rassistisch 
geprägten alten Elite.9 Dabei ist es den rechtspopulistischen Parteien gelungen, ehemalige 
Wählerinnen und Wähler aller etablierten Parteien für sich zu gewinnen.10 Der Großteil der 
rechtspopulistischen Parteien in den nordischen Ländern wie die dänische Volkspartei, die 
norwegische Fortschrittspartei und „Die Finnen“ entstammen einem konservativ-ländlich 
geprägten Milieu. Nur die Schwedendemokraten haben neonazistische Wurzeln.  
 
Gemeinhin wird Rechtspopulismus als politische Ideologie bezeichnet, die autoritäre 
Vorstellungen vertritt und rassistische Vorurteile bedient.11 Wichtige Grundsätze des 
Rechtspopulismus sind eine klare Unterscheidung zwischen dem „einfachen Volk" und einer 
abgehobenen politischen Elite und die strikte Abgrenzung nach außen, insbesondere gegen 
andere ethnische und religiöse Gruppen. Rechtsradikalismus dagegen bezeichnet eine 
darüberhinausgehende anti-liberale, demokratiefeindliche und nationalistische 
Grundhaltung, die dabei aber gerade noch innerhalb der verfassungsgemäßen Ordnung 
steht. Rechtsextremismus geht noch einen Schritt weiter, indem er eine Affinität zu 

 
7 Staud, Toralf (2014) „Angst um den eigenen Wohlstand“, Bundeszentrale für Politische Bildung, Angst um den eigenen 
Wohlstand | Rechtsextremismus | bpb.de. 
8 Etzold, Tobias (2024) Rechtspopulismus in Nordeuropa: Ursprünge, Merkmale und aktuelle Trends. Bundeszentrale für 
Politische Bildung, 21.11.2024, Rechtspopulismus in Nordeuropa | Rechtspopulismus | bpb.de. 
9 Jochem, Sven (2019) „Rechtspopulismus, Integration und Migrationspolitik in Nordeuropa – Die Volksheime unter 
Druck. In: Brinkmann, Heinz Ulrich und Panreck, Isabelle-Christine (Hrsg.) Rechtspopulismus in 
Einwanderungsgesellschaften: Die politische Auseinandersetzung um Migration und Integration, Wiesbaden, S. 267-292.  
10 Etzold, Tobias (2024) Rechtspopulismus in Nordeuropa: Ursprünge, Merkmale und aktuelle Trends, Bundeszentrale für 
Politische Bildung, 21.11.2024, Rechtspopulismus in Nordeuropa | Rechtspopulismus | bpb.de. 
11 Bundeszentrale für Politische Bildung (ohne Datum) Glossar Rechtspopulismus, Rechtspopulismus | 
Rechtsextremismus | bpb.de, Rechtsradikalismus, Rechtsradikalismus | Rechtsextremismus | bpb.de, Rechtsextremismus, 
Rechtsextremismus | Rechtsextremismus | bpb.de. 

https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/184196/angst-um-den-eigenen-wohlstand/
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/184196/angst-um-den-eigenen-wohlstand/
https://www.bpb.de/themen/parteien/rechtspopulismus/556742/rechtspopulismus-in-nordeuropa/
https://www.bpb.de/themen/parteien/rechtspopulismus/556742/rechtspopulismus-in-nordeuropa/
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/500807/rechtspopulismus/
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/500807/rechtspopulismus/
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/500808/rechtsradikalismus/
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/500806/rechtsextremismus/
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diktatorischen Regierungsformen, chauvinistischen Einstellungen und einer Verharmlosung 
bzw. Rechtfertigung des Nationalsozialismus vorweist und durch antisemitische, 
fremdenfeindliche und sozialdarwinistische Einstellungen gekennzeichnet ist. 
Rechtsextremistische Aktionen zielen darauf ab, die Grundwerte der freiheitlichen 
Demokratie zu beseitigen.12  
 
Rechtspopulistische und rechtsradikale Elemente prägen die nordischen 
Rechtsaußenparteien in unterschiedlichem Ausmaß. Dennoch stufen Wissenschaftler 
(basierend auf Ideen des niederländischen Populismusforschers Cas Mudde) sie und andere 
europäische Parteien insgesamt grob als „populistische radikal rechte Parteien“ ein, die alle 
über einen aus drei Elementen bestehenden ideologischen Kern verfügen13: Sie denken und 
agieren populistisch, indem sie die Spaltung der Gesellschaft in eine korrupte politische Elite 
und das „reine“ Volk propagieren; sie hängen dem Glauben an, dass ein Land nur von 
Menschen mit der jeweiligen Nationalität bewohnt sein soll und dass Fremde eine Bedrohung 
darstellen (Nativismus); sie glauben an eine streng geordnete Gesellschaft, in der Vergehen 
gegen die Autoritäten bestraft werden müssen (Autoritarismus). 
 
Doch im Vergleich zu rechtspopulistischen- und radikalen Parteien in anderen europäischen 
Ländern, wie insbesondere die Alternative für Deutschland, sind die rechten Parteien 
Nordeuropas gemäßigt im Auftreten und in der Rhetorik, da sie selbst die Erfahrung gemacht 
haben, dass zu radikale Positionen von den Wählern nicht goutiert werden. Sie streben nach 
tiefgreifenden Veränderungen in Gesellschaft und politischem System und sind in diesem 
Sinne radikal, ohne jedoch den bestehenden rechtsstaatlich-demokratischen Rahmen 
abschaffen zu wollen, innerhalb dessen sie selbst agieren, und ohne sich den Weg an die 
Macht mit Gewalt zu bahnen.14 
 
Die wichtigsten rechtspopulistischen Parteien in den nordischen Ländern im 
Einzelnen 
 
In Dänemark wurde 1972 die Fortschrittspartei gegründet. Sie trat gegen hohe 
Einkommenssteuern und eine ausufernde Bürokratie ein. Aus einer Spaltung ging 1995 die 
Dänische Volkspartei (Dansk Folkeparti, DF) hervor, die seitdem ununterbrochen im 
dänischen Parlament (Folketing) sitzt. Sie ist eng mit dem Namen Pia Kjærsgaard verbunden, 
die die Partei bis 2012 mit harter Hand führte. Die Dänische Volkspartei wendet sich gegen 
eine multiethnische Gesellschaft und lehnt Zuwanderung ab. Für die DF ist das Konzept der 
Nation und ihres Volkes untrennbar mit der Bedrohung verbunden, die Einwanderung für das 
Überleben der dänischen Identität und Kultur darstellt.15 Aufgrund der Kombination von 
nationalem Fürsorgestaat, Anti-Immigrationspolitik und ethnischem Nationalverständnis 
kann die Partei als rechtspopulistisch und wohlfahrtschauvinistisch eingestuft werden. Sie hat 
aber stets die demokratischen Spielregeln akzeptiert und Konsens durch Verhandlung 
gesucht und dabei radikale Ansichten ausgegrenzt.16   
 

 
12 Ibid. 
13 Widfeldt, Anders (2023) “Populism and the Growth of the Radical Right in the Nordic countries”. In: Nordics Info, Arhus 
University, 12.5.2023, Populism and the Growth of the Radical Right in the Nordic countries (nordics.info). 
14 Ibid. 
15 Bandau, Frank (2018) "Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu Königsmachern". In: Blätter für 
deutsche und internationale Politik 9/2018, S. 83-90, Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu 
Königsmachern | Blätter für deutsche und internationale Politik.  
16 Tagesschau (2024) Migrationspolitik: Wie die Rechtspopulisten Dänemark verändert haben, 12.9.2024, Wie Dänemarks 
Rechtspopulisten ihre Asylpolitik durchgesetzt haben | tagesschau.de. 

https://nordics.info/show/artikel/populism-and-the-growth-of-the-radical-right-in-the-nordic-countries
https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/skandinaviens-rechtspopulisten-von-schmuddelkindern-zu-koenigsmachern
https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/skandinaviens-rechtspopulisten-von-schmuddelkindern-zu-koenigsmachern
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/rechtspopulisten-daenemark-100.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/rechtspopulisten-daenemark-100.html
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Die Dänemarkdemokraten (Danmarkdemokratene) sind eine noch junge 
rechtspopulistische Partei, die 2022 von der früheren rechtsliberalen Integrationsministerin 
Inger Støjberg gegründet wurde. Sie stehen für „establishment-, einwanderungs- und 
islamfeindliche Positionen und einen Wohlfahrtschauvinismus“.17 Neben einem 
ausgeprägten Nativismus vertritt die Partei auch einen ländlichen Populismus, wobei die 
urbanen Eliten mit den hartarbeitenden Menschen in ländlichen Gebieten kontrastiert 
werden.18 Bei der Parlamentswahl 2022 holten die Dänemarkdemokraten aus dem Stand 8,1 
Prozent der Stimmen und wurden stärkste rechtspopulistische Partei. 
 
Die Neue Konservative (Nye Borgerlige) wurde 2015 gegründet und zog erstmals 2019 mit 
2,4 Prozent ins Parlament, ist dort inzwischen aber nicht mehr vertreten. Sie vertritt einen 
noch härteren Kurs gegenüber Asylbewerbern und Einwanderern mit nicht-westlichen 
Hintergrund als die DF, nachdem deren Migrationspolitik zum Mainstream wurde. Sie ist als 
rechtsradikal einzuordnen, ebenso wie die islamophobe Partei Strammer Kurs (Stram Kurs), 
die eine ethnische Säuberung zulasten von Dänen mit Migrationshintergrund anstrebt, es 
bislang aber nichts ins Parlament schaffte.19 Die Partei der Bürger (Borgernes Parti) wurde 
2024 von Lars Boje Mathiesen gegründet, nachdem er den Vorsitz der Neuen Konservativen 
verloren und diese verlassen hatte. Seine neue Partei konzentriert sich auf liberale 
Wirtschaftspolitik, eine restriktive Einwanderungspolitik und den Slogan, die Macht an die 
Bürger zurückzugeben. Bei den Parlamentswahlen im März 2026 zog sie mit 2,1 Prozent ins 
Parlament ein und erhielt vier Sitze.  
 
In Finnland entstand die Partei der „Finnen“ – bis 2011 auf Deutsch „Wahre Finnen“ oder 
“Basisfinnen“ (Perussuomalaiset/Sannfinnländerna) genannt –1995 als Nachfolger der 
Finnischen (Bauern-)Partei, die ihren Ursprung in einem ländlichen Populismus hatte. Die 
Partei tritt unter anderem für eine strikte Einwanderungspolitik und einen starken 
Nationalstaat ein. Seit der Abspaltung des gemäßigten Teils der Partei 2017 (siehe 
„Inklusion/Regierungsbeteiligung“) haben sich „Die Finnen“ radikalisiert. War die Partei unter 
ihrem langjährigen Vorsitzenden Timo Soini bis dahin vor allem sozial-konservativ, patriotisch, 
anti-elitär und stark euroskeptisch, mit teils eher linkspopulistischen Ansichten in der Sozial- 
und Arbeitspolitik, trat sie anschließend xenophobischer und nativistischer sowie 
wirtschaftspolitisch stärker marktorientiert auf.20 Daher kann sie heute als typisch 
populistische radikal rechte Partei bezeichnet werden mit zunehmend geringerer Distanz zur 
extremen Rechten.  
 
In Norwegen wurde die Fortschrittspartei (Fremskrittspartiet, FrP) 1977 als Nachfolgerin 
der Anders-Lange-Partei gegründet. Anfangs war sie, wie ihr dänisches Pendant, primär eine 
Protestpartei gegen hohe Einkommenssteuern. Ab den 1980er-Jahren nahm sie zudem 
fremdenfeindliche Parolen in ihr Programm auf. Die FrP weckte Ängste vor einer 
„Überflutung“ Norwegens mit Migranten, um vorhandene Vorurteile und Ängste vor einem 

 
17 Landeszentrale für Politische Bildung Baden-Württemberg (2024) Europawahl 2024: Rechtspopulistische und 
rechtsextreme Parteien und ihr Abschneiden bei den Wahlen, Rechte Parteien 2026 - Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus in Deutschland und Europa - Liste mit Kurzporträts und Abschneiden bei den Wahlen. 
18 Jupskås, Anders Ravik (2022) “The Danish General Election: Further Fragmentation of the Right”. In: Right Now! 
University of Oslo, Centre for Research on Extremism, 2.11.2022, The Danish General Election 2022: Further 
Fragmentation of the Right - C-REX - Center for Research on Extremism (uio.no). 
19 Malling, Jens (2020) “Die Dänische Volkspartei siegte sich zu Tode“. In: gegner analyse, LIB MOD, 28.5.2020, Die 
Dänische Volkspartei siegte sich zu Tode. 
20 Herkman, Juha (2024) “The Loss of the Populist Radical Right in the 2024 European Parliament Elections in Finland.” In: 
Gilles Ivaldi and Emilia Zankina (eds). 2024 EP Elections under the Shadow of Rising Populism. European Center 
for Populism Studies, https://doi.org/10.55271/rp0069. 

https://www.europawahl-bw.de/parteien-rechtspopulismus-eu
https://www.europawahl-bw.de/parteien-rechtspopulismus-eu
https://www.sv.uio.no/c-rex/english/news-and-events/right-now/2022/danish-general-election-2022.html
https://www.sv.uio.no/c-rex/english/news-and-events/right-now/2022/danish-general-election-2022.html
https://gegneranalyse.de/jens-malling-die-daenische-volkspartei-siegte-sich-zu-tode/
https://gegneranalyse.de/jens-malling-die-daenische-volkspartei-siegte-sich-zu-tode/
https://doi.org/10.55271/rp0069
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sozialen Abstieg in der Gesellschaft zu verstärken.21 Seit 2006 erneuerte sich die Partei und 
ging gegen Mitglieder vor, die öffentlich rechtsextrem auftraten.22 Die FrP ist als 
rechtspopulistisch und radikal-nationalistisch, aber im Vergleich zu ähnlichen nordischen 
Parteien als weniger extrem einzuordnen.23 Sie gilt insgesamt als systemkonform, 
pragmatisch und gemäßigt nationalistisch und fremdenfeindlich. Während der Beteiligung an 
einem konservativen Regierungsbündnis zwischen 2013 und 2020 wurde sie von einigen 
Beobachtern als weitgehend bürgerlich-konservative Partei eingestuft.24 Die FrP kann daher 
als Hybrid zwischen einer populistischen radikal-rechten Partei und einer traditionelleren 
konservativen Partei gesehen werden.25 Sie agiert populistisch, aber nicht staatsfeindlich.26 
Umfragen unter den Mitgliedern zeigten, dass die Partei aus vier verschiedenen Flügeln 
besteht: Liberalen, Christlich-konservativen, Nationalisten und Populisten. Die Nationalisten 
scheinen in den letzten Jahren etwas stärker geworden zu sein (der Anteil der Mitglieder, die 
stark gegen Einwanderung agieren, ist im Zeitraum 2009-2017 von 50 auf 60 Prozent 
gestiegen), obwohl die Parteielite weiterhin von Liberalen dominiert wird.27  
 
Die Norwegendemokraten (Norgesdemokratene) sind eine weitere rechte norwegische 
politische Partei, die es bislang allerdings nichts ins norwegische Parlament geschafft hat. 
Rhetorik und Politik der Partei können als extrem bezeichnet werden, insbesondere in Bezug 
auf Einwanderung, Islam und internationale Souveränität. Das Parteiprogramm ist 
nationalistisch und anti-globalistisch und enthält Verweise auf den "Schutz der norwegischen 
Kultur" und eine ablehnende Haltung gegenüber "globalistischen Eliten". Die Partei setzt sich 
für die sogenannte „Remigration“ (die erzwungene Rückkehr) von Kriminellen und nicht 
integrierten Einwanderern ein. 
 
Schweden war das letzte nordische Land, in dem sich eine rechtspopulistische Partei 
etablieren und 2010 mit knapp sechs Prozent erstmals ins Parlament einziehen konnte. Die 
Schwedendemokraten (Sverigedemokraterna, SD) gründeten sich 1988 als Nachfolger der 
Schwedenpartei und als Protestpartei gegen Migration und europäische Integration, mit 
ideologischen und organisatorischen Wurzeln in neonazistischen Subkulturen. Unter den 
großen rechtspopulistischen Parteien in Nordeuropa ist sie die einzige, die mit einer expliziten 
Antiimmigrationsagenda an den Start ging.28 Lange waren sie kaum sichtbar, zu radikal und 
daher auch für unzufriedene Bürger keine echte Wahloption. Erst mit dem Ausschluss vieler 
Mitglieder, die für rassistische oder nazistische Ansichten standen, und seit der Wahl von 
Jimmie Åkesson zum Parteichef 2005, traten sie weniger radikal auf und wurden für breitere 
Schichten wählbar – ohne sich von ihrer radikalen Flanke komplett zu distanzieren.29 Trotz 

 
21 Nandlinger, Gabrielle (1990) „Rechtsextremismus als internationales Problem – Die Situation in den westeuropäischen 
Staaten“. In: Bodewig, Kurt/Hesels, Rainer/Mahlberg, Dieter (Hrsg.) Die schleichende Gefahr – Rechtsextremismus 
heute. Essen. S. 144–154. 
22 Jochem, Sven (2019) „Radikal-nationalistische Regierungspolitik. Die norwegische Fortschrittspartei“. In: Zeitschrift für 
Parlamentsfragen 50, S. 149-166, https://kops.uni-konstanz.de/server/api/core/bitstreams/d26f8581-1d7f-405d-b9d4-
f0c4f6e50bcb/content. 
23 Bjerkem, Johan (2016) “The Norwegian Progress Party: an established populist party”. In: Springer Berlin Heidelberg 
(Hrsg.): European View, Nr. 15. 
24 Jenssen, Anders Toda (2017) “Norsk høyrepopulisme ved veis ende?» In: Nytt Norsk Tidsskrift, 34(03), S. 230–242. 
25 Jungar, Ann-Cathrine and Jupskås, Anders Ravik (2014) “Populist Radical Right Parties in the Nordic Region: A New and 
Distinct Party Family?” In: Scandinavian Political Studies, 37, S. 215-238. 
26 Latsch, Marc (2025) „Was Deutschland im Umgang mit der extremen Rechten von Norwegen lernen kann“. In: 
Perspective Daily, 12.3.2025. 
27 Jupskås, Anders Ravik (2021) “Noen utviklingstrekk ved ytre høyre i Norge“. In: Working Paper Series, Centre for Research 
on Extremism, 2021-01-jupskas.pdf 
28 Widfeldt, Anders (2018) “The Radical Right in the Nordic Countries”. In: Rydgren, Jens (ed.) The Oxford Handbook of the 
Radical Right, Oxford: Oxford University Press. 
29 Switzer, Ryan and Tümler, Cecilia (2023) “Untangling the Sweden Democrats, and the far-right networks of networks”. 
In: Right Now! University of Oslo, Centre for Research on Extremism, 14.2.2023, Untangling the Sweden Democrats, and 
the far-right networks of networks - C-REX - Center for Research on Extremism (uio.no). 

https://kops.uni-konstanz.de/server/api/core/bitstreams/d26f8581-1d7f-405d-b9d4-f0c4f6e50bcb/content
https://kops.uni-konstanz.de/server/api/core/bitstreams/d26f8581-1d7f-405d-b9d4-f0c4f6e50bcb/content
https://www.sv.uio.no/c-rex/english/publications/working-paper/2021-01-jupskas.pdf
https://www.sv.uio.no/c-rex/english/news-and-events/right-now/2023/untangling-sd-and-sweden-s-far-right-networks-of-n.html
https://www.sv.uio.no/c-rex/english/news-and-events/right-now/2023/untangling-sd-and-sweden-s-far-right-networks-of-n.html
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offizieller Nulltoleranz gegenüber rassistischen Entgleisungen stehen Anti-Establishment, 
Nationalismus und zuwanderungsfeindliche Positionen im Mittelpunkt ihrer Agitation, wobei 
Migration stets mit Kriminalität und Gewalt verbunden wird. So will die Partei die Schaffung 
einer multikulturellen Gesellschaft mit der Begründung verhindern, dass darin ethnische und 
religiöse Gewalt, hohe Kriminalitätsraten und islamistischer Terrorismus gedeihen würden. 
Die SD befürworten stattdessen eine völkische Staatskonstruktion mit einer einheitlichen 
Sprache, Kultur und Identität. Die Bewahrung der schwedischen Kultur und Traditionen sowie 
die heteronormative Kernfamilie gehören zu ihren Kernliegen.30 Bei den SD handelt es sich 
um eine Partei des extremen Nationalismus, die viele Aspekte einer liberalen Demokratie 
bekämpft und mit Viktor Orbans illiberalem Ungarn sympathisiert (Strittmatter 2022).31 Die 
SD sind zwischen rechtspopulistisch und rechtsradikal einzuordnen.  
 
 

Tabelle: Wahlergebnisse und Status populistisch radikal rechter Parteien in den nordischen Ländern  
 
 
Wichtigste Themen der Rechtspopulisten im Norden 
 
Eine deutliche Reduzierung der Einwanderung (durch Grenzkontrollen, strenge Asylverfahren, 
konsequente Ausweisungen und strenge Regeln beim Familiennachzug), die in den Augen von 
Rechtspopulisten ein Projekt der Eliten ist, gehört zu den zentralen Anliegen der 
rechtspopulistischen Parteien im Norden. Zudem geben sich die nordischen Rechten, wenn 

 
30 Årebo, Ingrid Meissl (2021) ”Die Schwedendemokraten werden salonfähig“. In: Neue Zürcher Zeitung, 13.7.2021.  
31 Strittmatter, Kai (2022) „Schweden nach der Wahl. Ganz rechts außen“. In: Süddeutsche Zeitung, 15.9.2022, Wahl in 
Schweden: Ganz rechts außen - Meinung - SZ.de.  

 

Land Populistisch radikal 
rechte Partei 

Ergebnis letzte 
Parlamentswah-
len 
National/Europ. 
Parlament 2024 

Status 

Dänemark Dänische Volkspartei 
(Danske Folke Parti) 
Dänemarkdemokraten 
(Danmarkdemokratene)  
Partei der Bürger 
(Borgernes Parti) 
Neue Konservative (Nye 
Borgerlige)  

9,1% (2022)/6,4% 
 
5,6% (2026)/7,6% 
2,1% (2026)/- 
 
 
- /2%  

Opposition 
Opposition 
 
 
Opposition 
 
Nicht im Parlament 

Finnland „Die Finnen“ 
(Perussuomalaiset/ 
Sannfinnländerna)  

20,1% (2023)/7,4% Koalitionspartner in 
konservativer Regierung 

Norwegen Fortschrittspartei 
(Fremskrittspartiet) 

23,8% (2025)/ - Opposition 

Schweden Schwedendemokraten 
(Sverigedemokraterna) 

20,5% 
(2022)/13,2% 

Kooperationspartner 
einer bürgerlichen 
Minderheitsregierung/ 
Tolerierung 

https://www.sueddeutsche.de/meinung/schweden-parlamentswahl-schwedendemokraten-ulf-kristersson-jimmie-akesson-rechtspopulismus-1.5657886
https://www.sueddeutsche.de/meinung/schweden-parlamentswahl-schwedendemokraten-ulf-kristersson-jimmie-akesson-rechtspopulismus-1.5657886
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auch in unterschiedlicher Ausprägung, als Verteidiger des umfassenden nordischen 
Wohlfahrtsstaates und machen damit den Sozialdemokraten ihr Kernthema streitig. Dabei 
verknüpfen sie soziale Fragen mit der Migrationspolitik und spielen diese gegeneinander aus. 
Die Parteien argumentieren, dass Flüchtlinge den solidarischen Wohlfahrtsstaat über Gebühr 
in Anspruch nehmen und belasten würden, ohne einen adäquaten Beitrag zu leisten. Im Sinne 
eines „Wohlfahrtsstaatschauvinismus“ sollen Sozialleistungen jedoch primär den 
Staatsbürgern ohne Migrationshintergrund zugutekommen.32 So warnte die norwegische FrP 
davor, dass Zuwanderung in das staatliche Sozialsystem die Aufrechterhaltung der sozialen 
Sicherung für Einheimische, insbesondere Senioren, aufs Spiel setze.33 Die 
rechtspopulistischen Parteien im Norden haben die Migrationsdebatte mit der Behauptung 
geprägt, dass ihre gut funktionierenden, progressiven und großzügigen Sozialsysteme durch 
Migration bedroht seien, gehen aber unter dem Strich nicht so weit zu behaupten, anders als 
ihre Entsprechungen in zum Beispiel Frankreich oder Italien, dass ihre Länder durch 
Einwanderung bereits ruiniert seien.34 Die Dänische Volkspartei stellte sogenannte 
„kulturfremde“ Ausländer als zentrale Bedrohung der dänischen Gesellschaft und des 
Sozialstaates dar35 und sprach Einwanderern, insbesondere aus muslimischen Ländern, 
sowohl den Willen als auch die Fähigkeit zur Integration ab.36  
  
In Hinblick auf die wirtschaftspolitische Ausrichtung sowie die Entwicklung des 
Wohlfahrtsstaats weisen die nordischen rechtspopulistischen Parteien Unterschiede auf. Die 
Dänische Volkspartei und „Die Finnen“ vor ihrer Spaltung 2017 befürworteten den nordischen 
Wohlfahrtsstaat und haben wirtschafts- und sozialpolitisch linksangelehnte Ansichten. „Die 
Finnen“ lehnten lange Einschnitte in den Wohlfahrtsstaat ab. Inzwischen vertreten sie jedoch 
eine rechtere Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik und stimmten Einschnitten zu (siehe 
„Inklusion/Regierungsbeteiligung“). Die dänische Neue Konservative sowie die norwegische 
FrP haben wirtschaftspolitisch eine eher rechte neo-liberale Agenda.37 Die FrP befürwortet bis 
heute die Entbürokratisierung und Vereinfachung des norwegischen Steuersystems, 
Steuersenkungen und die Privatisierung staatlicher Unternehmen sowie des staatlichen 
Bildungssystems. Die Dänemarkdemokraten und die Schwedendemokraten sind irgendwo 
zwischen links und rechts zu verorten.38 Die SD setzen sich für den Wohlfahrtstaat und die 
Bedürfnisse und Rechte von hartarbeitenden Menschen, kleinen Unternehmen, Pensionären 
sowie Älteren und Familien ein.39 Andererseits tendieren sie inzwischen in vielen 
ökonomischen Fragen stärker nach rechts, zum Beispiel im Hinblick auf den Arbeitsmarkt, 

 
32 Baumann, Gabriele and Mugele, Lukas (2023) Regierungsarbeit unter Einbindung rechtsnationaler Parteien, Konrad-
Adenauer-Stiftung, Regierungsarbeit unter Einbindung rechtsnationaler Parteien - Konrad-Adenauer-Stiftung (kas.de). 
33 Bandau, Frank (2018) "Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu Königsmachern". In: Blätter für 
deutsche und internationale Politik 9/2018, S. 83-90, Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu 
Königsmachern | Blätter für deutsche und internationale Politik.  
34 O’Mahony, Kate (2025) The Paradox of Right-Wing Populism in Scandinavia: The Interplay of Cultural Exclusion and Welfare 
Chauvinism. Trends Group, 3.1.2025, TRENDS Group - The Paradox of Right-Wing Populism in Scandinavia: The Interplay 
of Cultural Exclusion and Welfare Chauvinism. 
35 Staud, Toralf (2014) Angst um den eigenen Wohlstand. Bundeszentrale für Politische Bildung, Angst um den eigenen 
Wohlstand | Rechtsextremismus | bpb.de. 
36 Bandau, Frank (2018) "Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu Königsmachern". In: Blätter für 
deutsche und internationale Politik 9/2018, S. 83-90, Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu 
Königsmachern | Blätter für deutsche und internationale Politik.  
37 Widfeldt, Anders (2023) “Populism and the Growth of the Radical Right in the Nordic countries”. In: Nordics Info, Arhus 
University, 12.5.2023, Populism and the Growth of the Radical Right in the Nordic countries (nordics.info). 
38 Ibid. 
39 Jungar, Ann-Cathrine and Jupskås, Anders Ravik (2014) “Populist Radical Right Parties in the Nordic Region: A New and 
Distinct Party Family?” In: Scandinavian Political Studies, 37, S. 215-238. 

https://www.kas.de/de/laenderberichte/detail/-/content/regierungsarbeit-unter-einbindung-rechtsnationaler-parteien
https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/skandinaviens-rechtspopulisten-von-schmuddelkindern-zu-koenigsmachern
https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/skandinaviens-rechtspopulisten-von-schmuddelkindern-zu-koenigsmachern
https://trendsgroup.org/insight/the-paradox-of-right-wing-populism-in-scandinavia-the-interplay-of-cultural-exclusion-and-welfare-chauvinism/?srsltid=AfmBOorGxRea3AHqIW1d8htFvXEOQlPPnGtlzLcQJcK_DAmvGtTbEJg4
https://trendsgroup.org/insight/the-paradox-of-right-wing-populism-in-scandinavia-the-interplay-of-cultural-exclusion-and-welfare-chauvinism/?srsltid=AfmBOorGxRea3AHqIW1d8htFvXEOQlPPnGtlzLcQJcK_DAmvGtTbEJg4
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/184196/angst-um-den-eigenen-wohlstand/
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/184196/angst-um-den-eigenen-wohlstand/
https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/skandinaviens-rechtspopulisten-von-schmuddelkindern-zu-koenigsmachern
https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/skandinaviens-rechtspopulisten-von-schmuddelkindern-zu-koenigsmachern
https://nordics.info/show/artikel/populism-and-the-growth-of-the-radical-right-in-the-nordic-countries
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Besteuerung, Marktmodelle und kontroverse Themen wie die Rolle privater Unternehmen im 
öffentlichen Sektor. Ihre Positionen ähneln damit den Mitterechtsparteien.40 
 
Klimaschutz ist kein Schwerpunkt für die meisten rechtspopulistischen Parteien auch in 
Nordeuropa. Sie tun Klimaschutzbemühungen, damit verbundene Einschränkungen und den 
Ausbau von Erneuerbaren Energien als Klimahysterie ab. Mobilität und niedrige Energiepreise 
insbesondere für die auf das Auto angewiesene Landbevölkerung haben einen weit höheren 
Stellenwert. In Dänemark zum Beispiel wollen sowohl die Dänische Volkspartei als auch die 
Dänemarkdemokraten die Umwelt- und Klimapolitik der EU aufweichen mit dem Argument, 
dass Dänemark bereits ausreichend zur CO₂-Reduzierung beigetragen hat und keine weiteren 
aggressiven Klimamaßnahmen verfolgen sollte, die seine nationalen Interessen und 
Wirtschaft negativ beeinflussen könnten.41   
 
Die rechtspopulistischen Parteien in Nordeuropa eint eine stark skeptische bis ablehnende 
Haltung gegenüber internationaler Zusammenarbeit und Europa, wenn auch mit 
unterschiedlichen Nuancierungen. Während die Schwedendemokraten und „Die Finnen“ 
lange Zeit für ein EU-Referendum und den Austritt aus der EU warben – zumindest bis 2019, 
als die Probleme Großbritanniens, den Austritt zu vollziehen, offensichtlich wurden –, klang 
die Forderung der Dänischen Volkspartei moderater: Ihr ging es um eine klare Begrenzung 
des Einflusses der EU auf die dänische Politik und auf zwischenstaatliche Kooperationen von 
nationalem Interesse ohne Souveränitätsübertragung auf die EU-Institutionen. Tatsächlich 
hatten populistische Stimmen regelmäßig Einfluss auf die Europapolitik ihrer Regierungen. 
Die Regierungen der nordischen Länder nehmen bei der Ausformulierung ihrer Europapolitik 
regelmäßig Rücksicht auf die tatsächliche und potenzielle Wählerschaft der Rechtspopulisten, 
indem sie beispielsweise über Finanzfragen im EU-Kontext hart verhandeln und nicht alle 
Beschlüsse mittragen.42 
 
In Finnland beispielsweise übten „Die Finnen“ nach ihrem starken Abschneiden bei den 
Parlamentswahlen im Frühjahr 2011 starken Druck auf die Regierung aus, und es machte sich 
eine zunehmende EU-Skepsis im Land breit. Im Gegenzug für Finanzhilfen verlangte Finnland 
von den Südländern der EU harte Reformschritte und forderten für sich spezielle Sicherheiten 
in den jeweiligen Rettungspaketen. Kurzzeitig wurde sogar ein Austritt Finnlands aus der 
Eurozone diskutiert. EU-Skepsis ist ein wichtiger Bestandteil des populistischen Diskurses der 
„Finnen“. Parteigründer Timo Soini prägte den Ausdruck "Missä EU, siellä ongelma – Wo die EU 
ist, da ist das Problem".43 Inzwischen geben sich „Die Finnen“ wesentlich gemäßigter. Jetzt ist 
ihr Hauptargument, dass Finnland in der EU verbleiben muss, um dort finnische Interessen 
zu verteidigen.44 In ihrem Wahlkampf für die Europawahlen 2024 behaupteten sie sogar, 
Finnlands pro-europäische Partei zu sein.45 Die Partei unterzeichnete 2023 ein pro-EU-

 
40 Foundation for European Progressive Studies (2018) Populism Report Special Edition: Sweden: The Swedish Political 
Landscape in Transition, populism_report_sweden.indd. 
41 Meret, Susi (2024) “Denmark’s Populism at the Crossroads: Insights into the 2024 European Parliament Election 
Results.” In: Gilles Ivaldi and Emilia Zankina (eds.) 2024 EP Elections under the Shadow of Rising Populism, European Center 
for Populism Studies, https://doi.org/10.55271/rp0067. 
42 Etzold, Tobias (2023) “Nordeuropa und die europäische Integration“. In: Henningsen, Bernd (Hrsg.) Nordeuropa. 
Handbuch für Wissenschaft und Studium, Nomos: Baden-Baden, S. 207-216.  
43 Lahti, Yannick and Palonen, Emilia (2025) Populism and EP Elections – Case Finland: Populism Gone Mad from Scissors 
and Chopping-board to Firing Guns and Latino Rush.  European Center for Populism Studies 28.4.2025, Populism and EP 
Elections - Case Finland: Populism Gone Mad from Scissors and Chopping-board to Firing Guns and Latino Rush - ECPS. 
44 Ibid. 
45 Balfour, Rosa, Lehne, Stefan and Ventura, Elena (2025) The European Radical Right in the Age of Trump 2.0. Carnegie 
Endowment for International Peace, The European Radical Right in the Age of Trump 2.0 | Carnegie Endowment for 
International Peace. 

https://feps-europe.eu/wp-content/uploads/2019/01/populism_report_sweden-1.pdf
https://doi.org/10.55271/rp0067
https://www.populismstudies.org/populism-and-ep-elections-case-finland-populism-gone-mad-from-scissors-and-chopping-board-to-firing-guns-and-latino-rush/
https://www.populismstudies.org/populism-and-ep-elections-case-finland-populism-gone-mad-from-scissors-and-chopping-board-to-firing-guns-and-latino-rush/
https://carnegieendowment.org/research/2025/09/the-european-radical-right-in-the-age-of-trump-20?lang=en
https://carnegieendowment.org/research/2025/09/the-european-radical-right-in-the-age-of-trump-20?lang=en
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Koalitionsabkommen. „Die Finnen“ bekennen sich mittlerweile zur EU und zur finnischen EU-
Mitgliedschaft, nicht aber zur Europäischen Währungsunion und zum Euro. Zudem bleibt eine 
ihrer Kernforderungen, sich nichts von der EU vorschreiben zu lassen und die finnische 
Lebensweise weiterhin national zu schützen und gegen äußere Einflüsse zu verteidigen.46 
Doch auch wenn es nicht mehr die offizielle Parteilinie ist, so liebäugeln manche „Finnen“ 
weiterhin mit einem Austritt aus der EU („Fixit“). 
 
Die SD verlangen momentan zwar keinen unmittelbaren Austritt aus der EU („Swexit“), aber 
eine umfassende und unabhängige Bewertung der schwedischen EU-Mitgliedschaft. Die 
Partei bezeichnet die Mitgliedschaft als „Zwangsjacke“47 und will, dass der Satz „Schweden ist 
Teil der Europäischen Union“ aus der Verfassung gestrichen wird, um zu zeigen, dass 
Schweden unabhängig und flexibel ist.48 Wie die meisten norwegischen Parteien ist die FrP 
europaskeptisch. Sie akzeptiert zwar Norwegens Anbindung an die EU über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, lehnt aber einen EU-Beitritt Norwegens ab. 
 
Außerdem befürworten die populistischen radikal rechten Parteien des Nordens eine 
Außenpolitik, die nationale Interessen in den Mittelpunkt stellt, sowie eine starke nationale 
Verteidigung. Die SD setzen sich zum Beispiel für eine durchsetzungsfähigere Rolle 
Schwedens auf der internationalen Bühne ein und betonen gleichzeitig nationale Sicherheit 
und Grenzkontrollen. Entwicklungspolitik ist für die rechtsnationalen Parteien keine Priorität. 
Die SD beispielsweise setzten massive Kürzungen bei der Hilfe für die ärmsten Länder der 
Welt durch. Die NATO wird von den rechtspopulistischen Parteien in den nordischen Ländern 
befürwortet. Sowohl „Die Finnen“ als auch die Schwedendemokraten stimmten nach 
anfänglichem Zögern dem NATO-Beitritt ihrer Länder 2023 bzw. 2024 zu. Im Gegensatz zu 
vielen anderen europäischen rechtspopulistischen Parteien stehen die nordischen dem 
russischen Regime und der Politik Wladimir Putins ablehnend gegenüber und unterstützen 
dagegen die Ukraine. Die Russlandnähe der alten Fraktion Identität und Demokratie (ID) im 
Europäischen Parlament veranlasste beispielsweise die „Finnen“ 2023, zur gemäßigteren 
Fraktion Europäische Konservative und Reformer (EKR) zu wechseln, um sich von pro-
russischen Parteien zu distanzieren.49  
 
Der Umgang mit den rechtspopulistischen Parteien in den nordischen 
Ländern  
 
Etablierten Parteien stehen zumindest in der Theorie mehrere Wege des Umgangs mit 
rechtspopulistischen Parteien offen: Ignorieren/Ausgrenzung, Imitation/Übernahme von 
Positionen und Rhetorik, Tolerierung/Zusammenarbeit und 
Einbindung/Regierungsbeteiligung. Alle diese Optionen kamen in Nordeuropa bereits zur 
Anwendung. Welche Erfolge oder Misserfolge sind mit diesen Strategien verbunden? Welche 
war/waren im nordischen Kontext die am ehesten adäquaten Mittel, um die Rechtspopulisten 
einzudämmen? 
 

 
46 Landeszentrale für Politische Bildung Baden-Württemberg (2024) Europawahl 2024: Rechtspopulistische und 
rechtsextreme Parteien und ihr Abschneiden bei den Wahlen, Rechte Parteien 2026 - Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus in Deutschland und Europa - Liste mit Kurzporträts und Abschneiden bei den Wahlen. 
47 Aftonbladet (2023) EU är på väg att bli en tvångströja för Sverige. Jimmie Åkesson: Dags att utvärdera vårt medlemskap i 
unionen, 2.5.2023, Jimmie Åkesson: EU är på väg att bli en tvångströja. 
48 Aftonbladet (2024) ”Sverige först” ska gälla i EU-politiken, 
13.2.2024, https://www.aftonbladet.se/debatt/a/15Kp3X/akesson-sverige-forst-ska-gallai-eu-politiken. 
49 Schellenberg, Britta und Schellenberg, Anna (2024) Die Radikale Rechte im europäischen Vergleich: Kernelemente und 
Unterschiede. Bundeszentrale für politische Bildung, 14.10.2024, Rechtspopulismus im europäischen Vergleich – 
Kernelemente und Unterschiede | Rechtspopulismus | bpb.de. 
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Ignorieren/Ausgrenzung   
 
Das Ignorieren populistischer radikal rechter Parteien birgt Chancen und Risiken. Wenn 
bewusst eingesetzt und nicht nur aus Desinteresse erfolgend, kann Ignorieren eine Form des 
strategischen Umgangs sein, wenn man zum Beispiel nicht auf gezielte rechtspopulistische 
Provokationen und Skandalisierungen eingeht und den Parteien die von ihnen erhoffte 
Aufmerksamkeit verweigert.50 Andererseits kann Ignorieren auch als stillschweigende 
Zustimmung etwa für unkommentierte rassistische Äußerungen interpretiert werden. So aber 
entsteht die Gefahr einer Verschiebung der Grenzen des Sagbaren und es findet schleichend 
eine Normalisierung von (extrem-) rechten Positionen und Narrativen statt.51   
    
Ignoriert wurden die rechtspopulistischen Parteien in Dänemark, Norwegen und Finnland von 
Anfang an nicht, die Zusammenarbeit mit ihnen bis in die frühen 2000er Jahre hinein wurde 
aber durch die etablierten Parteien weitestgehend vermieden. Es gab jedoch keine totale 
Ausgrenzung im Sinne einer „Brandmauer“ wie bis 2022 in Schweden oder bis heute in 
Deutschland gegenüber der Alternative für Deutschland (AfD), der zufolge eine Annäherung 
quasi ausgeschlossen war/ist. Während in Deutschland sogar regelmäßig über ein Verbot der 
AfD diskutiert wird, vertreten die nordischen Länder die Ansicht, dass eine Auflösung oder gar 
ein Verbot einer politischen Partei nur das letzte Mittel darstellen sollte. Sie bevorzugen einen 
"reaktiveren" Ansatz oder verfolgen alternative politische Strategien, um sich vor potenziell 
gefährlichen politischen Akteuren zu schützen – zum Beispiel durch die Ausgrenzung 
unerwünschter politischer Parteien.52  
 
Dies wurde insbesondere in Schweden versucht. Um zu verhindern, dass die 
Schwedendemokraten nach ihrem Einzug ins schwedische Parlament 2010 Einfluss auf die 
Migrationspolitik gewinnen, schlossen 2011 die regierende bürgerliche Allianz und die Grünen 
(Miljöpartiet) eine Vereinbarung über die Migrationspolitik, die die schwedische 
Einwanderungspolitik in eine liberalere Richtung führte. Diese Zusammenarbeit kam den SD 
zugute, da die Liberalisierung der Einwanderungspolitik zur Politisierung der Einwanderung 
beitrug und das Thema höher auf die Agenda setzte. Außerdem verschaffte die zunehmende 
Konvergenz der etablierten Parteien den Schwedendemokraten ein Monopol auf die 
Angebotsfähigkeit einer restriktiveren Einwanderungspolitik.53 Nachdem die SD bei den 
Parlamentswahlen 2014 12,9 Prozent erhielten, verstärkten die etablierten Parteien ihre 
Brandmauer um die Partei, in Form einer Isolierung im Parlament und dem Versuch der 
Entschärfung der Debatte durch das Eintreten für Alternativen zu dem, was die SD in 
öffentlichen Debatten zu drängenden gesellschaftlichen Problemen anboten.54 Doch die 
Isolationsstrategie der etablierten Parteien gegenüber den SD konnte nicht verhindern, dass 
die Partei bei späteren Wahlen immer weiter zugelegt hat. Sie hat ihre Paria-Position in ihrer 

 
50 Greef, Samuel (2024) Wie umgehen mit rechtspopulistischen Akteuren? Bundeszentrale für Politische Bildung, 4.9.2024, 
Wie umgehen mit rechtspopulistischen Akteuren? | Rechtspopulismus | bpb.de.  
51 Ibid. 
52 Corcella, Francesca (2021) The Scandinavian countries and the populist radical right: protecting liberal democracy by limiting 
individual rights? Universita di Padova, The Scandinavian countries and the populist radical right: protecting liberal 
democracy by limiting individual rights? - Centro di Ateneo per i Diritti Umani. 
53 Rydgren, Jens and van der Meiden, Sara (2018) “The radical right and the end of Swedish exceptionalism”. In: European 
Political Science 18, S. 439–455. 
54 Salo, Sanna (2024) Lehren aus Skandinavien: Die etablierten Parteien und die Herausforderung von rechts. 
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung, 8.4.2024, Lehren aus Skandinavien | WZB. 
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Anti-Establishment-Rhetorik effektiv ausgenutzt.55 Die Isolation trug entscheidend dazu bei, 
dass die Partei sich als einzige einwanderungskritische Alternative präsentieren konnte. Doch 
die Unterstützung der SD in der öffentlichen Meinung wuchs selbst dann noch weiter, 
nachdem die Regierung und mehrere Oppositionsparteien ab dem Herbst 2015 ihre 
Migrationspolitik signifikant verschärft hatten.56 
 
Während die SD aufgrund ihrer extremistischen Geschichte und ihres darauf basierenden 
miserablen Rufs von den anderen Parteien lange ausgeschlossen wurden, wurde die Dänische 
Volkspartei als Kooperationspartner aufgrund ihres über einen längeren Zeitraum 
erworbenen guten und seriösen Ruf akzeptiert. Dieser ermöglichte es dänischen Mitte-rechts-
Parteien, den Wunsch, mit der Unterstützung der DF zu regieren, über politische 
Meinungsunterschiede zu stellen.57 Der langfristige Widerstand der etablierten Parteien in 
Schweden gegen eine Einbeziehung der SD beruhte dagegen in erster Linie auf 
Reputationsüberlegungen und weniger auf politischen Meinungsverschiedenheiten.58 
Andererseits führen Wissenschaftler den Erfolg der DF auch auf eine fehlende Abgrenzung 
durch die anderen Parteien zurück.59 Im finnischen Parlament gab es bereits früh keine bzw. 
nur niedrige Hürden für Kommunikation oder Zusammenarbeit zwischen den etablierten 
Parteien und den „Finnen“. Dies hängt mit dem konsensualen Charakter des 
Parteienwettbewerbs in Finnland sowie mit der Verhandlungsbereitschaft ihrer früheren 
Führungsfiguren wie Timo Soini zusammen.60  
 
Der Umgang mit populistisch radikal rechten Parteien in den nordischen Ländern, im Sinne 
von klarer oder weniger deutlicher Ab- und Ausgrenzung, weist also Unterschiede auf. Immer 
stärker wurden sie jedoch überall gleichermaßen.   
 
Imitation/Übernahme (von Positionen und Rhetorik)  
 
In vielen europäischen Ländern mit signifikanten rechtspopulistischen Bewegungen 
versuchen etablierte Parteien, einige der inhaltlichen Anliegen sowie die Rhetorik 
rechtspopulistischer Parteien zu kopieren, um ihnen so den Wind aus den Segeln zu nehmen, 
ihnen nicht zu viel Einfluss einzuräumen und Wähler wieder zu sich rüber zuziehen. Diese 
Strategie wurde auch über viele Jahre durch mehrere „etablierte“ Parteien, sowohl auf 
bürgerlicher wie sozialdemokratischer Seite, in allen nordischen Ländern angewandt, vor 
allem in den Themenfeldern Migration und Innere Sicherheit, mit allerdings nur sehr 
bedingtem Erfolg. 
 
Zahlreiche Studien, die neben anderen europäischen Ländern auch die nordischen Staaten 
umfassen, belegen, dass Bemühungen der etablierten Parteien, Wähler durch die Übernahme 
rechtsextremer Themen (zurück) zu gewinnen, oft dazu führen, rechtsextreme Parteien zu 
stärken. Die thematischen Schwerpunkte rechtspopulistischer und rechtsradikaler Akteure 
bestimmen zunehmend auch die Ausrichtung und Zielsetzungen etablierter Parteien, 

 
55 Jungar, Ann-Cathrine (2017) Från marginalen mot den politiska mittfåran. Tankesmedjan Agenda, Populism i Norden - 
Tankesmedjan Agenda. 
56 Ibid. 
57 McDonnell, Duncan, Werner, Annika and Karlsson, Malin (2021) „Reputation versus office: Why populist radical right 
governmental participation has differed between Sweden and Denmark”. In: International Political Science Review, Vol. 
42/5. 
58 Ibid. 
59 Staud, Toralf (2014) Angst um den eigenen Wohlstand, Bundeszentrale für Politische Bildung, Angst um den eigenen 
Wohlstand | Rechtsextremismus | bpb.de. 
60 Jochem, Sven (2019) „Rechtspopulismus, Integration und Migrationspolitik in Nordeuropa – Die Volksheime unter 
Druck. In: Brinkmann, Heinz Ulrich und Panreck, Isabelle-Christine (Hrsg.) Rechtspopulismus in 
Einwanderungsgesellschaften: Die politische Auseinandersetzung um Migration und Integration, Wiesbaden, S. 267-292.  
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insbesondere in Debatten über politisch aufgeheizte Themen wie Islam, Migration und 
Integration. Dabei werden etablierte Parteien sogar zu Schlüsselakteuren bei der 
Verschiebung der Grenzen akzeptabler Meinungsäußerung.61 Den rechten Parteien und ihren 
Wählern entgegenkommende Strategien der etablierten Parteien verringern die 
Unterstützung für die radikalen Rechten kaum. Politische Anpassungen führen im Gegenteil 
gerade dazu, das Überlaufen von Wählern von den etablierten Parteien zu den 
Rechtspopulisten zu fördern und zu beschleunigen, während die etablierten Parteien selbst 
davon kaum profitieren.62 Sie sind also oftmals kontraproduktiv. Wenn Mainstream-Parteien 
die genannten Themen aufgreifen und ähnlich formulieren, laufen sie Gefahr, den Diskurs 
und die Ideologien der Rechtspopulisten zu legitimieren und zu normalisieren und sie 
langfristig zu stärken.63 
 
Im Hinblick auf die Parlamentswahlen in Schweden im September 2022 näherten sich sowohl 
die bürgerlich-konservativen Parteien als auch die Sozialdemokraten rhetorisch und inhaltlich 
den Schwedendemokraten an und machten sich gegenseitig dahingehend Vorwürfe.64 Die 
Sozialdemokraten, die seit der „Flüchtlingskrise“ 2015 ab 2016 die bis dahin großzügige 
schwedische Asyl- und Migrationspolitik verschärft hatten, kündigten weitere restriktive 
Maßnahmen an, wie die Koppelung von Sozialleistungen für Asylsuchende an deren 
Anstrengungen beim Lernen der Sprache, um den SD und den konservativen Parteien nicht 
kampflos das Feld zu überlassen (Hermann, 2021). Auf der anderen Seite machten die 
bürgerlichen Parteien mit ihrer Ankündigung, mit den SD zusammenarbeiten zu wollen, diese 
erst recht salonfähig und verschafften ihnen zusätzlichen Rückenwind65, der die SD schließlich 
zu ihrem bisher besten Ergebnis von 20,5 Prozent trug. Im finnischen Wahlkampf im Frühjahr 
2023 bescheinigten Wissenschaftler der konservativen Sammlungspartei des späteren 
Ministerpräsidenten Petteri Orpo ebenfalls einen verschärften Ton und eine „polemische 
Aggressivität“, die der Rhetorik der „Finnen“ glich.66 Dennoch gelang es Orpos Partei nicht, 
deren herausragendes Wahlergebnis zu verhindern, und sie landete selbst nur knapp vor den 
„Finnen“ (20,8 zu 20,1 Prozent). 
  
Selbst in Dänemark, das oft als Beispiel dafür gelistet wird, dass es sogar 
sozialdemokratischen Parteien gelingen kann durch restriktive Positionen in der 
Migrationspolitik Wahlen zu gewinnen und den Rechtspopulisten eine Niederlage beizufügen, 
war dies nur ein Grund, wenn auch ein wichtiger67, für die Niederlagen der Dänischen 
Volkspartei bei den Parlamentswahlen 2019 und 2022 nach ihrem jahrelangen Höhenflug. 
Durch ungeschicktes Taktieren und interne Streitigkeiten schlug sich die Partei praktisch 

 
61 Gonzatti, Daniel Saldivia and Völker, Teresa (2026) “Far-right agenda setting: How the far right influences the political 
mainstream”. In: European Journal of Political Research, 65, S. 101-123. 
62 Krause, Werner, Cohen, Denis and Abou-Chadi, Tarik (2022) “Does accommodation work? Mainstream party strategies 
and the success of radical right parties”. In: Political science Research and Methods, Vol. 11/1, S. 172–179. 
63 Gonzatti, Daniel Saldivia and Völker, Teresa (2026) “Far-right agenda setting: How the far right influences the 
political mainstream”. In: European Journal of Political Research, 65, S. 101-123 & Greef, Samuel (2024) Wie umgehen mit 
rechtspopulistischen Akteuren? Bundeszentrale für Politische Bildung, 4.9.2024, Wie umgehen mit rechtspopulistischen 
Akteuren? | Rechtspopulismus | bpb.de. 
64 Zander, Ines Margot (2022) „Sverigedemokraterna i sentrum i svensk valgkamp“. In: Dagsavisen, 6.9.2022, 
Sverigedemokraterna i sentrum i svensk valgkamp – Dagsavisen. 
65 Gerin, Enna (2022) “Kopf an Kopf“. In: IPG-Journal, 5.9.2022, Europa: Wahlen in Schweden: Kopf-an-Kopf-Rennen 
zwischen Links und Rechts | IPG Journal & Jupskås, Anders Ravik (2022) “The 2022 Swedish General Elections: how the 
Moderates came to embrace the Sweden Democrats”. In: Right Now! University of Oslo, Centre for Research on 
Extremism, 9.9.2022, The 2022 Swedish General Elections: How the Moderates came to embrace the Sweden Democrats 
- C-REX – Center for Research on Extremism. 
66 Rühle, Axel (2022) „Rechtspopulisten in Finnland: Brandstifter in der Regierung“. In: Süddeutsche Zeitung, 26.6.2023. 
67 Jupskås, Anders Ravik (2019) “Why did the Danish People‘s Party lose more than fifty percent of its votes?” In: Right 
Now! University of Oslo, Centre for Research on Extremism, 6.6.2019, Why did the Danish People’s Party lose more than 
fifty percent of its votes? - C-REX - Center for Research on Extremism (uio.no). 
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selbst und hatte zudem mit Konkurrenz aus dem rechtspopulistischen Lager zu kämpfen 
(siehe „Zusammenarbeit durch Tolerierung“). Die Zustimmung für populistische radikal rechte 
Parteien insgesamt ist in Dänemark weiterhin hoch und liegt bei Wahlen stabil um die 15 
Prozent. Lediglich 2015 lag das Wahlergebnis der DF über diesem Wert. 
  
In der Summe ist es den Rechtspopulisten in allen nordischen Ländern gelungen, den Diskurs 
in der Einwanderungspolitik und schließlich die Politik selbst nachhaltig in ihrem Sinne zu 
verändern.68 Ein programmatisches Nachahmen hat in vielen europäischen und so auch in 
den nordischen Ländern als Strategie im Umgang mit rechtspopulistischen Parteien, mit dem 
Ziel diese kleinzuhalten, nicht verfangen. Die Wähler bleiben im Großen und Ganzen beim 
oder wechseln zum Original. 
 
Zusammenarbeit durch Tolerierung  
  
In den drei skandinavischen Ländern Dänemark, Norwegen und Schweden ist seit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs das Modell der Minderheitsregierungen die gängigste 
Regierungsform. Eine Minderheitsregierung - traditionell nur aus einer Partei 
(Sozialdemokraten), inzwischen aber aufgrund der Zersplitterung der Parteienlandschaft aus 
bis zu vier Parteien bestehend - verfügt über keine eigene Mehrheit im Parlament und ist 
daher auf die Unterstützung von Oppositionsparteien angewiesen, um einen Haushalt und 
Gesetze zu beschließen. Traditionelle Einparteiminderheitsregierungen, die oft nur ein paar 
Stimmen von einer absoluten Mehrheit entfernt waren, arbeiteten wechselweise je nach 
Thema mit verschiedenen Parteien zusammen und organisierten sich so flexible Mehrheiten. 
In jüngerer Zeit setzte sich das Modell einer festen, in manchen Fällen sogar vertraglich 
gebundener, Zusammenarbeit mit ein oder zwei Unterstützerparteien durch.  
   
Das Tolerierungsmodell ist für rechtspopulistische wie auch etablierte Parteien 
gleichermaßen insofern interessant, als das es Letzteren politische Einflussnahme auch 
außerhalb einer direkten Regierungsbeteiligung ermöglicht, falls diese von einer oder beiden 
Seiten nicht gewünscht wird, und den Konservativen und/oder Liberalen eine Machtoption 
verschafft, die sie allein mit ihresgleichen oft nicht mehr haben. Auf diese Art können 
rechtspopulistische Parteien eingebunden werden, ohne ihnen direkte exekutive Macht zu 
zugestehen.  
 
Das Tolerierungsmodell wurde insbesondere von der Dänischen Volkspartei verinnerlicht. 
Zwischen 2001 und 2011 sowie 2015 und 2019 unterstützte sie bürgerlich-liberale 
Minderheitsregierungen. Sie hat sich über die Jahre kontinuierlich gesteigert und etabliert, 
Kanten abgeschliffen und breitere auch liberale Wählerschichten und sogar Migranten 
angesprochen. So votierte die DF zum Beispiel für sozio-ökonomische Reformen der 
Regierung im Gegenzug für ständige Verschärfungen in der Migrations- und Asylpolitik. Damit 
ließ sie quasi andere Parteien ihre restriktive Politik umsetzen. Nach einer kurzen Phase einer 
sozialdemokratisch geführten Regierung zwischen 2011 und 2015, in der die DF keine Rolle 
als Unterstützerpartei innehatte, ging sie mit 21,1 Prozent (37 Sitzen) als zweitstärkste 
politische Kraft hinter den Sozialdemokraten insgesamt und als stärkste Kraft im 
Mitterechtslager aus den Parlamentswahlen 2015 hervor. Obwohl im Bereich des Möglichen 
lehnte sie eine direkte Regierungsbeteiligung ab und tolerierte stattdessen erneut eine 
bürgerliche Minderheitsregierung. Ihr Einfluss auf die dänische Politik, insbesondere in den 

 
68 Bandau, Frank (2018) "Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu Königsmachern". In: Blätter für 
deutsche und internationale Politik 9/2018, S. 83-90, Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu 
Königsmachern | Blätter für deutsche und internationale Politik.  
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Bereichen Migration, innere Sicherheit und Europa, blieb groß. Im Kontext der 
„Flüchtlingskrise“ ab 2015, die auch Dänemark stark betraf, stimmten das regierende 
bürgerliche Lager und die oppositionellen Sozialdemokraten auf Druck der DF für den 
sogenannten Paradigmenwechsel, der für eine noch restriktivere Asylpolitik mit zahlreichen 
Einschränkungen für Asylbewerber und konsequenten Rückführungen stand. Bei den Wahlen 
im Juni 2019 verlor die DF aber massiv und kam auf nur noch 8,7 Prozent der Stimmen (16 
Sitze). 2022 stürzte sie schließlich auf 2,6 Prozent ab.  
 
Die Gründe dafür waren vielfältig. Restriktive Positionen im Hinblick auf Migration wurden von 
anderen Parteien übernommen. Der Verlust des Alleinstellungsmerkmals war aber, anders 
als oftmals insbesondere von den Sozialdemokraten kolportiert, nicht der alleinige Grund für 
die Niederlage. Die Migrations- und Asylpolitik war nach den vielen Verschärfungen nicht 
mehr vorrangiges Thema bei den Wahlen. Dafür wurden andere Themen wie der Umgang mit 
und die Anpassung an den Klimawandel wichtig, für die sich die DF nicht interessierte und auf 
die sie keine Antworten hatte und stattdessen als „Klimahysterie“ verharmloste und 
Klimaschützer als „Klimaidioten“ verunglimpfte.69 Viele ehemalige DF-Wähler wechselten eher 
wegen deren progressiver Klimapolitik und sozialer Wirtschaftspolitik zurück zu den 
Sozialdemokraten, nur wenige, weil Letztere restriktive Positionen in der Migrationspolitik von 
der DF übernommen hatten. Zudem kam es zu schweren internen Konflikten über die 
thematische Ausrichtung und die Frage, ob man Regierungsverantwortung übernehmen 
solle.70 Das der Partei als sich Drücken vor politischer Verantwortung nach den Wahlen 2015 
ausgelegte Fernbleiben von der Regierung und stattdessen das „Vor sich her Treiben“ und 
Erpressen der anderen Parteien (Kuhhandel) kam bei vielen ehemaligen und potentiellen DF-
Wählern ebenfalls nicht mehr gut an. Der damalige Parteivorsitzende der DF, Kristian 
Thulesen Dahl, gab 2019 auch zu, dass es ein Fehler gewesen war, 2015 nicht der Regierung 
beizutreten.71 
 
Mit der Neuen Konservativen, der Partei der Bürger und insbesondere den 
Dänemarkdemokraten, ist der DF inzwischen Konkurrenz im eigenen Lager erwachsen und 
ihr politischer Einfluss stark gesunken.72 Das rechte Spektrum ist jetzt in mehrere Parteien mit 
teils noch härteren nativistischen Haltungen in der Migrationspolitik aber unterschiedlichen 
wirtschaftspolitischen Ausrichtungen von eher links (DF) bis neoliberal (Neue Konservative) 
aufgeteilt. Der Stimmenanteil der rechtspopulistischen Parteien in Dänemark insgesamt lag 
bei den Wahlen 2019 bei 12,9, 2022 bei 14,5 und 2026 bei 17 Prozent. Zwar war die DF 
zwischenzeitlich stark geschwächt, nicht aber das rechtspopulistische Lager und deren 
Agenda insgesamt. Das Entstehen mehrerer populistisch radikal rechter Parteien mit 
unterschiedlichen wirtschaftlichen Profilen und unterschiedlichen Ansätzen bei der 
Übernahme von Regierungsverantwortung könnte rechte Parteien stabiler und politisch 

 
69 Jupskås, Anders Ravik (2019) “Why did the Danish People‘s Party lose more than fifty percent of its votes?” In: Right 
Now! University of Oslo, Centre for Research on Extremism, 6.6.2019, Why did the Danish People’s Party lose more than 
fifty percent of its votes? - C-REX - Center for Research on Extremism (uio.no). 
70 Tagesschau (2024) Migrationspolitik: Wie die Rechtspopulisten Dänemark verändert haben, 12.9.2024, Wie Dänemarks 
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Fragmentation of the Right - C-REX - Center for Research on Extremism (uio.no). 
72 Jupskås, Anders Ravik (2019) “Why did the Danish People‘s Party lose more than fifty percent of its votes?” In: Right 
Now! University of Oslo, Centre for Research on Extremism, 6.6.2019, Why did the Danish People’s Party lose more than 
fifty percent of its votes? - C-REX - Center for Research on Extremism (uio.no) & Jupskås, Anders Ravik (2022) “The Danish 
General Election: Further Fragmentation of the Right”. In: Right Now! University of Oslo, Centre for Research on 
Extremism, 2.11.2022, The Danish General Election 2022: Further Fragmentation of the Right - C-REX - Center for 
Research on Extremism (uio.no). 
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einflussreicher machen.73 Bei der Parlamentswahl im März 2026 erholte die DF sich wieder 
und erzielte 9,1 Prozent, während die Dänemarkdemokraten von 8,1 auf 5,8 Prozent fielen. 
Bei der Regierungsbildung nach der Wahl spielten alle rechtspopulistischen Parteien aber 
keine entscheidende Rolle und wurden weder Teil der Regierung noch Unterstützer der neuen 
Mitte-links-Minderheitsregierung. Eine von ihnen unterstützte konservativ-liberale 
Minderheitsregierung kam nicht zustande.  
 
Auch in Norwegen tolerierte die FrP bereits von 1997 bis 1998 und von 2001 bis 2005 eine 
konservative Minderheitsregierung. Ab 2005 wurde die Zusammenarbeit als 
Tolerierungspartner und erst recht eine mögliche Beteiligung an einer konservativen 
Regierung jedoch dadurch erschwert, dass die FrP die konservative Høyre in der Wählergunst 
überholt hatte.74 Die Tolerierung von Minderheitsregierungen oder auch eine 
Regierungsbeteiligung von rechtspopulistischen Parteien war im norwegischen Fall aus Sicht 
von Høyre nur dann wünschenswert, wenn die FrP kleiner ist. Aufgrund dessen kamen nach 
den Wahlen 2005 und 2009 keine bürgerlichen Bündnisse zustande. Stattdessen regierten die 
Sozialdemokraten in Mittelinksbündnissen.  
 
In Schweden kam es 2018 zur anderen Variante, der Tolerierung einer Mitte-links- 
Minderheitsregierung durch Parteien aus dem bürgerlichen Lager, um die Einflussnahme der 
SD, die mit 17,5 Prozent zu einem politisch relevanten dritten Block neben den sich in einem 
Patt befindlichen Mitte-Links und Mitte-Rechts-Lagern, auf die Regierungsbildung zu 
verhindern. Die liberal-konservative ländlich geprägte Zentrumspartei und die Liberalen 
erklärten sich bereit, eine Mitte-links-Minderheitsregierung (Sozialdemokraten und Grüne) zu 
unterstützen. Doch die Parteien verband lediglich der Wille, die SD von der Macht 
fernzuhalten, miteinander. Die ideologisch ungleiche Konstellation brach noch vor den 
Parlamentswahlen 2022 auseinander.75  
 
Nachdem die SD auf nationaler Ebene politisch lange weitgehend isoliert waren, gab es erst 
ab 2018 eine allmähliche Annäherung an die bürgerlich-konservativen Parteien (konservative 
Sammlungspartei/Moderaterna und Christdemokraten), in erster Linie über Kooperationen 
auf der kommunalen Ebene, die aber noch nicht in einer Zusammenarbeit auf nationaler 
Ebene trotz Versuchen nach den Parlamentswahlen mündete. Damals schwebte den SD 
bereits ein dem dänischen ähnliches Modell einer Tolerierung einer bürgerlichen 
Minderheitsregierung vor. Nachdem sie bei der Wahl 2022 mit 20,5 Prozent zweitstärkste 
politische Kraft und stärkste Kraft rechts der Mitte wurden, gingen die bürgerlichen Parteien 
aber schließlich eine Zusammenarbeit mit ihnen ein. Insbesondere für die Moderaterna war 
eine von den SD tolerierte Minderheitsregierung die einzige Machtoption geworden.76 Die 
politische Zusammenarbeit mit den SD wurde jetzt pragmatisch begründet - sie sei notwendig, 
um wichtige Probleme wie Migration oder (Banden-)kriminalität zu lösen - und mit 

 
73 Jupskås, Anders Ravik (2022) “The Danish General Election: Further Fragmentation of the Right”. In: Right Now! 
University of Oslo, Centre for Research on Extremism, 2.11.2022, The Danish General Election 2022: Further 
Fragmentation of the Right - C-REX - Center for Research on Extremism (uio.no). 
74 Bandau, Frank (2018) "Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu Königsmachern". In: Blätter für 
deutsche und internationale Politik 9/2018, S. 83-90, Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu 
Königsmachern | Blätter für deutsche und internationale Politik.  
75 Salo, Sanna (2024) Lehren aus Skandinavien: Die etablierten Parteien und die Herausforderung von rechts. 
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung, 8.4.2024, Lehren aus Skandinavien | WZB. 
76 Jupskås, Anders Ravik (2022) “The 2022 Swedish General Elections: how the Moderates came to embrace the Sweden 
Democrats”. In: Right Now! University of Oslo, Centre for Research on Extremism, 9.9.2022, The 2022 Swedish General 
Elections: How the Moderates came to embrace the Sweden Democrats - C-REX – Center for Research on Extremism. 
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demokratischen Normen gerechtfertigt, denen zufolge keine maßgeblichen Parteien ignoriert 
werden sollten. Außerdem sei die SD gereift.77   
 
Die sogenannte „Tidö“-Vereinbarung, auf der die Zusammenarbeit und Tolerierung beruht 
und die sechs Kernbereiche dafür (Klima und Energie, Kriminalität, Migration und Integration, 
Gesundheitspolitik, Schulwesen sowie Wachstum und Haushalt) festlegt, ist inhaltlich stark 
von den Vorstellungen der SD geprägt, insbesondere in der sehr restriktiven Migrations- und 
Integrationspolitik, der inneren Sicherheit, einer wenig ambitiösen Klimapolitik und einer eher 
konservativen, stark auf Atomkraft basierten, Energiepolitik. Da sie offiziell nicht Teil der 
Regierung sind, verfügen die Schwedendemokraten über keine Ministerposten, haben aber 
ein Verbindungsbüro in der Staatskanzlei. 
 
Wie früher bereits in Dänemark und Norwegen, wirft jetzt auch in Schweden die Tolerierung 
der bürgerlichen Minderheitsregierung durch die SD Fragen nach der politischen 
Verantwortung auf. Einerseits gestaltet die Partei die Politik aktiv mit, vor allem in den 
Bereichen Migration, Asyl und Integration. In den letzten dreieinhalb Jahren trieben sie die 
Regierung zu immer weiteren Gesetzesverschärfungen hinsichtlich Aufenthaltserlaubnis, 
Ausreisebestimmungen, Familiennachzug und Einbürgerung. Der Fokus der einst liberalen 
schwedischen Migrationspolitik, die inzwischen zu den restriktivsten in Europa gehört. liegt 
auf der drastischen Begrenzung der Einwanderung. Doch offiziell müssen die SD keine 
politische und legitime Verantwortung für die Umsetzung ihrer Politik übernehmen. In der 
Praxis spielen die Rechtspopulisten mit dieser Doppelrolle, indem sie einerseits Politik aktiv 
gestalten, und bei den genannten Themen und in der EU-Politik die Regierung vor sich 
hertreiben, sich im öffentlichen Diskurs gleichzeitig aber oft als Opposition geben und die 
Regierung scharf kritisieren. Auf diese Weise können sie das Beste aus beiden Rollen für sich 
herausziehen. 
 
Nicht immer ist die Zusammenarbeit problemfrei. Kurz vor den Wahlen zum Europäischen 
Parlament im Mai 2024 deckte ein Fernsehmagazin eine sogenannte Trollfabrik der 
Schwedendemokraten im Internet auf. Demnach wurden aus der Parteizentrale heraus 
anonyme Konten in diversen sozialen Medien gesteuert, die Propaganda, Diffamierung von 
Migranten und politischen Gegnern wie den Sozialdemokraten betrieben. Selbst die 
politischen Verbündeten wurden attackiert, obwohl man in der Kooperationsvereinbarung 
von Tidö zwei Jahre zuvor gelobt hatte, stets respektvoll über die Partner zu sprechen. Anstatt 
ein ernstes Machtwort zu sprechen reagierte Ministerpräsident Ulf Kristersson auf den 
Skandal eher zurückhaltend. Dies lenkte die Debatte weg von den SD und stärker auf das 
hilflose Bild, dass Kristersson regelmäßig gegenüber den SD abgibt, stellte seine Autorität 
infrage und zeigte, wie stark er und seine Regierung auf die Unterstützung der SD angewiesen 
sind.78 
 
Bislang hat die SD kaum an Stärke und Zustimmung eingebüßt und hat, trotz eines Dämpfers 
bei den Europawahlen 2024 (13,2 Prozent), der nur zu einem kleinen Teil der Aufdeckung der 
Trollfabrik sondern viel mehr Problemen, die Wähler für eine aus ihrer Sicht untergeordnete 
Wahl zu mobilisieren, geschuldet war, gute Chancen auf ein erneut gutes Abschneiden bei 
den nationalen Parlamentswahlen im September 2026. Ihre Umfragewerte liegen seit der 
Wahl 2022 konstant in der Nähe des Wahlergebnisses von 20,5 Prozent. Möglicherweise 
werden sie bei einem erneuten, momentan aber aufgrund schlechter Umfragewerte der 

 
77 Ibid. 
78 Rühle, Axel (2024) „Trollfabrik im Zentrum der Macht“. In: Süddeutsche Zeitung, 17.5.2024. 
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bürgerlichen Parteien unwahrscheinlichen, Wahlsieg des konservativ-rechten Lagers auf eine 
Regierungsbeteiligung drängen. 
 
Alle Beispiele zeigen, dass die Zusammenarbeit rechtspopulistischer Parteien mit 
bürgerlichen Minderheitsregierungen in Form einer Tolerierung ihnen bislang kaum 
geschadet hat. Sie konnten ihre politische Agenda einbringen und durchsetzen, ohne 
politische Verantwortung übernehmen zu müssen. Bei auf eine Tolerierungsperiode 
folgenden Wahlen büßten sie, mit der Ausnahme der DF 2019 aus beschriebenen besonderen 
Gründen, nicht an Zustimmung ein, gewannen im Normalfall sogar noch Stimmen dazu. Ihre 
bürgerlichen Partner konnten dagegen von dieser Form der Zusammenarbeit bislang kaum 
profitieren. Obwohl auf den ersten Blick für beide Seiten attraktiv und bequem, ist das 
Tolerierungsmodell kaum geeignet, um populistisch radikal rechten Parteien den Wind aus 
den Segeln zu nehmen.   
  
Inklusion/Regierungsbeteiligung 
 
Generell zeigen Studien, dass populistisch radikal rechte Parteien durch weitergehende 
Kooperationen mit etablierten Parteien in Form einer Tolerierung einer Minderheitsregierung 
oder sogar Regierungsbeteiligung nicht geschwächt, sondern normalisiert und gestärkt 
werden, während moderate Parteien der Mitte in der Folge Stimmenverluste erleiden.79 Nach 
einer Regierungsbeteiligung gewinnen sie an Popularität und erhöhen ihren Stimmenanteil 
bei der nächsten Wahl im Durchschnitt um etwa sechs Prozentpunkte.80 Diese Aussage ist im 
nordischen Kontext, wo bislang nur in Norwegen und Finnland 2013 und 2017 bzw. 2015 und 
2023 populistische radikal rechte Parteien das Wagnis einer Regierungsbeteiligung 
eingegangen sind, differenziert zu betrachten. Dort fielen deren Wahlergebnisse nach 
Regierungsbeteiligungen unterschiedlich aus, aber in keinem Fall konnten sie diese 
verbessern. Stimmen dazugewinnen konnten sie bislang nur aus der Opposition heraus.  
 
Sobald sie an der Macht sind, handeln rechtspopulistische Parteien in einer Kombination aus 
"Reaktionsfähigkeit und Verantwortung".81 Ein Erfolg populistischer radikal rechter Parteien 
bei Wahlen aus der Position einer Regierungsbeteiligung heraus hängt von drei 
Hauptfaktoren ab: 1. politische Erfolge, 2. die konkrete Leistung ihrer Minister und 3. 
Parteistrategien zur Aufrechterhaltung interner Kohärenz.82  
 
Nachdem die FrP bei den norwegischen Wahlen 2005 und 2009 mit über 20 Prozent stärkste 
Kraft im bürgerlichen Lager geworden war, verlor sie 2013 deutlich und fiel von 22 auf 16,5 
Prozent. Sie hatte es nie ganz geschafft, sich vom Rechtsterroristen Anders Breivik, der früher 
Mitglied der Partei gewesen war, nach dessen Attentaten auf das Osloer Regierungsviertel 
und das sozialdemokratische Jugendferienlager auf der Insel Utøya komplett und glaubhaft 
zu distanzieren. Dadurch erst wurde sie als kleinerer Koalitionspartner in einer 
Minderheitsregierung, toleriert von den Liberalen und Christdemokraten, akzeptabel für die 
konservative Høyre.83 Bei der Parlamentswahl 2017 verlor sie nur geringfügig (15,2 Prozent) 

 
79 Wurthmann, L. Constantin (2025) Raus aus der Polarisierungsfalle!. Konrad-Adenauer-Stiftung, Raus aus der 
Polarisierungsfalle!. 
80 Hermes, Annina and Klüver, Heike (2025) Taming the far right? Government inclusion strengthens rather than weakens far-
right parties, https://doi.org/10.31235/osf.io/3mtxs_v1. 
81 Albertazzi, Danielle and McDonnell, Duncan (2015) Populists in Power, Routledge: London. 
82 Akkerman. Tjitske and de Lange, Sarah L. (2012) “Radical Right Parties in Office: Incumbency Records and the Electoral 
Cost of Governing”.  In: Government and Opposition, Vol. 47/4.  
83 Bandau, Frank (2018) "Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu Königsmachern". In: Blätter für 
deutsche und internationale Politik 9/2018, S. 83-90, Skandinaviens Rechtspopulisten: Von Schmuddelkindern zu 
Königsmachern | Blätter für deutsche und internationale Politik.  
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und wurde erneut Partner in einer Koalitionsregierung, erst einer Minderheitsregierung mit 
Høyre und den Liberalen und schließlich dann in einer Mehrheitsregierung mit zusätzlich noch 
den Christdemokraten. Sie hatte sieben Ministerposten inne, darunter wichtige Ressorts wie 
Finanzen, Justiz einschließlich Migration sowie Gesundheit. 
 
In der Regierung verbuchte die FrP Erfolge aber aufgrund des Zwangs zu Kompromissen mit 
den Koalitions- und Unterstützungspartnern auch Misserfolge: einige Reformen im Bereich 
Migrations- und Asylpolitik und Verschärfung von Gesetzen wurden durchgeführt, aber, 
aufgrund des Widerstands der Unterstützerparteien, nicht so weitgehend und scharf wie 
geplant; etwas mehr Geld aus dem für die Zukunft angelegten Pensionsfond wurde für den 
laufenden Haushalt in der Ölpreiskrise 2015 zur Verfügung gestellt; es kam zu keiner 
Lockerung des Alkoholhandels und -Verkaufs und keiner Abschaffung der Straßenmaut in 
Städten, wichtige Anliegen und Versprechen der FrP. Ihr gelang es jedoch gegenüber ihren 
Wählern die Schuld für die gescheiterten Reformen bei den Unterstützerparteien 
abzuladen.84  
 
2020 verließ die FrP aufgrund von Unstimmigkeiten mit den Koalitionspartnern die Regierung 
- vordergründig ging es um einen Streit um eine norwegische Islamischer Staat (IS)-
Rückkehrerin, doch unterschiedliche Vorstellungen bei Straßenzöllen und der Erdölförderung 
in der Arktis spielten ebenfalls eine Rolle - und befindet sich seitdem in der Opposition. 
Begründet wurde der Rückzug damit, dass man zu wenige der eigenen politischen 
Vorstellungen habe durchsetzen können, als dass sich weitere Popularitätseinbußen wegen 
Kompromissen gelohnt hätten. Parteichefin Siv Jensen hatte zunehmende Schwierigkeiten, 
die Ansprüche und Vorstellungen des nationalistischen und des liberal-konservativen Flügels 
auszugleichen. Vom Rückzug erhoffte sich die Partei die Wiederherstellung ihrer Attraktivität 
für die Wähler in der Opposition85, doch Popularitätsverluste ließen sich zunächst nicht 
vermeiden. Nach einem eher unbefriedigenden Wahlergebnis von gut 11 Prozent bei der 
Wahl 2021, erzielte die FrP bei der Parlamentswahl am 8. September 2025 dann mit 23,8 
Prozent ihr bestes Ergebnis seit der Gründung und wurde weit vor der konservativen Høyre 
zweitstärkste politische Kraft hinter den Sozialdemokraten. Sie hatte aber aufgrund der 
Schwäche der bürgerlichen und liberalen Parteien und des knappen Sieges des 
Mittelinkslagers keine Machtoption und blieb in der Opposition. Ein knappes Jahr nach der 
Wahl führt die Partei in Umfragen deutlich.    
     
Nachdem bereits nach den finnischen Parlamentswahlen 2011 über eine 
Regierungsbeteiligung nachgedacht wurde, traten die damals noch mehrheitlich gemäßigten 
„Finnen“ nach den Parlamentswahlen 2015 (17,7 Prozent) erstmals in die Regierung ein. Gab 
es bereits bis dahin innerparteiliche Differenzen über die inhaltliche Ausrichtung und 
Radikalität, wurde die Partei durch die Regierungsbeteiligung stark geschwächt und 
letztendlich gespalten. Anders als ihr norwegisches Pendant konnten die „Finnen“ aufgrund 
fehlender ministerieller Zuständigkeiten (Innenministerium) – sie hatten die Ressorts Außen, 
Justiz, Soziales und Gesundheit inne - nur wenig Einfluss auf die Migrations- und Innenpolitik 
geltend machen. Aus diesem Grund wurden die im Zuge der europäischen Migrationskrise 
2015 verschärfte finnische Migrationspolitik nicht den „Finnen“ gutgeschrieben. Sie konnten 
sich in der Regierung zudem mit etlichen ihrer Kernanliegen nicht durchsetzen und mussten 
die finnische Zustimmung für eine weitere finanzielle Unterstützung Griechenlands durch die 

 
84 Jochem, Sven (2019) „Rechtspopulismus, Integration und Migrationspolitik in Nordeuropa – Die Volksheime unter 
Druck. In: Brinkmann, Heinz Ulrich und Panreck, Isabelle-Christine (Hrsg.) Rechtspopulismus in 
Einwanderungsgesellschaften: Die politische Auseinandersetzung um Migration und Integration, Wiesbaden, S. 267-292. 
85 Herman, Rudolf (2020) „Norwegens Regierungskoalition ist zerbrochen. Das Land steuert nun auf eine Phase der 
Instabilität zu“. In: Neue Zürcher Zeitung, 20.1.2020. 
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EU sowie Sozialstaatskürzungen hinnehmen.86 Die Umfragewerte für die Partei sanken und 
bei den Kommunalwahlen im April 2017 kam sie auf nur noch 8,8 Prozent. Der langjährige 
Vorsitzende und Außenminister Timo Soini kündigte daraufhin seinen Rückzug vom 
Parteivorsitz an. Im Sommer 2017 kam es auf dem Parteitag der „Finnen“ zu einem Coup der 
unzufriedenen Hardliner in Sachen Migration und Europa um den Europaabgeordneten Jussi 
Halla-aho, der sich in einer Kampfabstimmung gegen den Vertrauten von Soini, Sampo Terho, 
durchsetzte. Da die Zentrumspartei und die Nationale Koalition eine Zusammenarbeit mit den 
Basisfinnen unter Halla-aho verweigerten, kündigten sie die Koalition auf und sahen sich 
bereits nach neuen Koalitionspartnern um. Aus Protest gegen Halla-aho und um die Koalition 
zu retten, trat der moderate Parteiflügel mit 22 der 37 „Finnen“-Abgeordneten inklusive der 
vier Minister, aus der Partei aus, gründete sich als Blaue Reformpartei („Blaue Zukunft“) neu 
und verblieb in der Regierung, während „Die Finnen“ in die Opposition zurückkehrten. Soini 
festigte damit seinen Ruf als jemand, der die Koalitionspartner beschwichtigte, indem er seine 
Vorwahlagenda mäßigte.87 
 
Während die „Blaue Zukunft“ nach den Parlamentswahlen im April 2019 in der politischen 
Bedeutungslosigkeit verschwand, erholte sich der andere zu einer radikaleren und 
rechtspopulistischeren Oppositionspolitik zurückgekehrte Teil. Mit scharfer Antimigrations- 
und Klimarhetorik (Schüren der Angst „vor dunkelhäutigen Vergewaltigern und 
klimabesessenen Jobzerstörern“) wurden „Die Finnen“ mit 17,5 Prozent zweitstärkste Kraft 
ganz knapp hinter den Sozialdemokraten, blieben aber in der Opposition.  
 
Nachdem die Partei bei der Wahl im April 2023 mit 20 Prozent zweitstärkste Kraft im 
Parlament wurde, sind „Die Finnen“ einer rechts-konservativen Regierung (mit konservativer 
Sammlungspartei, Schwedischer Volkspartei und Christdemokraten) unter Ministerpräsident 
Petteri Orpo beigetreten. So konnten sie dem Regierungsprogramm ihren Stempel 
aufdrücken: mit einer noch restriktiveren Migrationspolitik  - Halbierung der Flüchtlingsquote 
auf 500 Personen pro Jahr, Erleichterung von Abschiebungen und Erschwerung des Stellen 
von Asylanträgen sowie eine zeitliche Begrenzung von Aufenthaltsgenehmigungen88 -, 
weniger Klimaschutz – das Ziel, Finnland bis 2035 klimaneutral zu machen, wird nicht erwähnt, 
stattdessen wurde der Benzinpreis eingefroren - und einer rein auf nationale Interessen 
(„Finland först“) ausgerichteten EU-Politik, deren Hauptziele sein müsse, die Budgetdisziplin 
der EU und deren Einwanderungspolitik zu verschärfen.89 Doch kaum im Amt, geriet die Partei 
aufgrund von alten und neueren Rassismusskandalen in Schwierigkeiten. Dazu gehörten 
nazistische Anspielungen, Aussagen wie „Wir sollten nicht so blauäugig sein, dass wir bald 
nicht mehr blauäugig sind“, Bezeichnung somalischer Frauen „als unerkennbare schwarzer 
Säcke“ und der Gebrauch des N-Wortes.90 Auch Ministerpräsident Orpo geriet unter Druck 

 
86 Jochem, Sven (2019) „Rechtspopulismus, Integration und Migrationspolitik in Nordeuropa – Die Volksheime unter 
Druck. In: Brinkmann, Heinz Ulrich und Panreck, Isabelle-Christine (Hrsg.) Rechtspopulismus in 
Einwanderungsgesellschaften: Die politische Auseinandersetzung um Migration und Integration, Wiesbaden, S. 267-292. 
87 Lahti, Yannick and Palonen, Emilia (2025) Populism and EP Elections – Case Finland: Populism Gone Mad from Scissors and 
Chopping-board to Firing Guns and Latino Rush. European Center for Populism Studies 28.4.2025, Populism and EP 
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88 Als Innenminister hatte Petteri Orpo 2016 noch solche Maßnahmen abgelehnt und die Vorstellungen und Werte der 
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| taz.de.). 
89 Kajander, Sofia und Sandström, Erik (2023) ”Det här ska den nya regeringen ändra på – här ä tio saker du behöver 
veta”. In: Svenska Yle, 16.6.2023, Det här ska den nya regeringen ändra på – här är tio saker du behöver veta | Inrikes | 
Svenska Yle. 
90 Naumann, Florian (2023) „Rassisten-Sorge um Finnlands „blaue Augen“ und Rede vor Nazis - Populisten-Minister 
straucheln schon“. In: Frankfurter Rundschau, 28.6.2023, Finnlands „blaue Augen“ und Rede vor Nazis - Populisten-
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und verwies auf eine Nulltoleranz gegen Diskriminierung und Rassismus, die bereits im 
Regierungsprogramm manifestiert wird, die von Regierungsmitgliedern der „Finnen“ 
allerdings nicht besonders ernst genommen zu werden scheint. Daher konnten Orpo und 
seine Sammlungspartei nicht den Eindruck vermeiden, dass sie sich von den „Finnen“ 
vorführen lassen und eher schwach und zurückhaltend auf deren Eskapaden reagieren, um 
die Koalition nicht zu gefährden91 und um Neuwahlen zu vermeiden. 
       
Später büßten „Die Finnen“ aufgrund ihrer Zustimmung zu bereits im Regierungsprogramm 
geforderten unpopulären einseitigen Sozial- und Arbeitsreformen  - Lockerung des 
Kündigungsschutz, keine Lohnfortzahlung am ersten Tag einer Krankschreibung, 
Einschränkung des Streik- und Demonstrationsrechts, Kürzungen bei der 
Arbeitslosenversicherung ohne gleichzeitig die Einkommenssteuern für Gutverdienende 
anzuheben - , gegen die im Winter 2024 landesweite Massenproteste und ein Großstreik 
stattfanden, massiv an Zustimmung ein. Diese Politik widersprach ihrem gerne gepflegten 
Image einer Partei, die für das gewöhnliche Volk einsteht. Noch vor der Wahl 2023 hatte Riikka 
Purra versprochen, dass ihre Partei keine Kürzungen mittragen würde, die Menschen mit 
niedrigem Einkommen betreffen würden.92 Die sinkende Unterstützung aufgrund dieser 
gebrochenen Versprechen äußerte sich in nationalen Umfragen, bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament 2024 (nur noch 7,6 statt 13,8 Prozent 2019) und schließlich bei den 
kommunalen und regionalen Wahlen im Herbst 2025, bei der die Partei ebenfalls nur noch 
7,6 Prozent der Stimmen - ein Minus von 6,8 Prozent gegenüber den letzten Wahlen dieser 
Art - und lediglich auf dem sechsten Platz landete. Zwar haben Europawahlen und 
Kommunalwahlen eine geringere Bedeutung für ihre Wähler als die nationalen Wahlen, 
weswegen es der Partei traditionell weniger gelingt, das volle Potential seiner instabilen 
Wählerbasis auszuschöpfen93. Dennoch stellten die schlechten Ergebnisse ein Warnsignal für 
die Parteiführung dar und eine Quittung für Skandale und mäßige Leistungen in der 
Regierung. Sogar Rufe nach einem Verlassen der Koalition oder alternativ Forderungen nach 
mehr Einfluss wurden laut.94 Der frühere Vorsitzende Timo Soini bescheinigte den „Finnen“, 
dass sie eine Hilfspartei geworden sei, die keinen eigenen Plan mehr habe und nur noch Teil 
des Plans der konservativen Sammlungspartei sei.95 Ein solches Urteil aus den eigenen Reihen 
ist keine Werbung für eine Partei und kann ihr nachhaltig schaden. Immerhin hat sie sich in 
nationalen Umfragen wieder etwas erholt und liegt im Mai 2026 bei knapp 14 Prozent in der 
Wählergunst im Hinblick auf die Parlamentswahlen 2027.    
       
Die Beispiele Finnland und Norwegen zeigen auch, dass die Zusammenarbeit mit 
rechtspopulistischen Parteien in Regierungskoalitionen insbesondere für kleine liberale 
Parteien problematisch ist. In Norwegen leiden die liberale Venstre und die Christdemokraten 
bis heute unter den Nachwirkungen der Zusammenarbeit mit der FrP und kämpfen bei 
Wahlen regelmäßig um das Überspringen der 4-Prozenthürde. In Finnland hatten die 
konservativ-liberale Schwedische Volkspartei als Partei der schwedischen Minderheit in 
Finnland vor der Wahl 2023 versprochen, keiner Regierung angehören zu wollen, deren Politik 
ihren humanitären Werten widerspreche. Wenige Monate später trat sie der Regierung bei 
trotz heftigen Auseinandersetzungen mit den „Finnen“, die zudem Schwedisch als zweite 

 
91 Rühle, Axel (2023) „Minister-Rücktritt in Finnland: „Gelinde gesagt, sehr peinlich““. In: Süddeutsche Zeitung, 30.6.2023. 
92 Finer, Lauri (2024) Finland’s far-right government runs down the welfare state. Foundation for European Progressive 
Studies, 20.9.2024, Finland's far-right government runs down the welfare state - Foundation for European Progressive 

Studies.  
93 Stark, Robert (2025) The collapse of Finnish right-wing populism?. LINKS, 8.5.2025, The collapse of Finnish right-wing 
populism? | Links. 
94 Ibid. 
95 Ibid. 
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Amtssprache abschaffen will, bei und stimmte den äußerst restriktiven Maßnahmen in der 
Migrationspolitik zu. Dies führte zu innerparteilichen Verwerfungen und Parteiaustritten.96 Im 
Zuge des Rassismusskandals stimmten Abgeordnete der Volkspartei gegen Minister der 
„Finnen“ oder enthielten sich, was diese ihnen wiederum als Verrat vorwarfen.97 In Schweden 
führte innerhalb der Liberalen Partei bereits die Tolerierung der Minderheitsregierung durch 
die Schwedendemokraten und erst recht die Diskussion über eine Regierungsbeteiligung 
derselben, was die Parteiführung inzwischen nach jahrelangem Widerstand mit der 
Begründing befürwortet, dass die SD sich gewandelt hätten, zu heftigen Flügelkämpfen und 
zu einem drastischen Absacken in der Wählergunst.98 Wenn die Existenz von Partnerparteien 
gefährdet wird, ist es fraglich, ob sich diese auf eine Regierungszusammenarbeit mit 
Rechtspopulisten einlassen.  
 
Nach nur vier Regierungsbeteiligungen populistisch radikal rechter Parteien in den 
nordischen Ländern, von denen die zweite der „Finnen“ noch nicht beendet ist, lässt sich 
schwerlich von einem Trend sprechen, ob ebensolche diesen Parteien langfristig schaden 
oder nicht. Die Erfahrungen zeigen aber, dass Regierungsbeteiligungen sowohl Chancen als 
auch Risiken bieten, und zwar für beide Seiten. FrP und „Die Finnen“ konnten politische Erfolge 
erzielen, aber nicht in allen Bereichen. Kompromisse mit Koalitions- und 
Unterstützungspartnern, die die eigenen (radikaleren) Ziele verwässern schadeten beiden 
Parteien im Hinblick auf die Wählergunst. Es zeigte sich, dass die Partner sich nicht auf alles 
einließen, was FrP und „Finnen“ forderten, und dabei selbst unaufgeregt und pragmatisch 
regierten. Die konkrete Leistung der rechten Minister war durchwachsen. In Finnland kam es 
zur Spaltung der Partei. In Norwegen verließ die FrP die Regierung, was sie kurzfristig an 
Zustimmung kostete. Beide Parteien konnten sich in der Opposition aber schnell erholen und 
erzielten bei den darauffolgenden Wahlen wieder hervorragende Ergebnisse. Die 
Regierungsbeteiligung hat beiden Parteien also nicht nachhaltig geschadet. Allerdings sind 
„Die Finnen“ bei ihrer erneuten noch laufenden Regierungsbeteiligung erneut in 
Schwierigkeiten geraten. Wo sie danach stehen und ob und inwiefern ihnen ihre zweite 
Regierungsbeteiligung geschadet hat, kann jedoch erst nach den kommenden 
Parlamentswahlen im Frühjahr 2027 beurteilt werden. 
    
Erkenntnisse, Fazit und Empfehlungen 
 
Alle Versuche der etablierten Parteien in den nordischen Ländern, die Rechtspopulisten 
einzudämmen – ob durch Ausgrenzung, Annäherung, Kopieren ihrer Anliegen und Rhetorik, 
Zusammenarbeit durch Tolerierung oder Einbindung durch Regierungsbeteiligung – sind 
bislang misslungen oder haben nur bedingt funktioniert, auch wenn einige der Parteien 
zwischenzeitlich immer mal wieder geschwächt wurden.  
 
Generell bleibt festzuhalten, dass rechtspopulistische Parteien in den nordischen Ländern bei 
Wahlen vor allem dann erfolgreich sind, solange sie in der Opposition sind und sich außerhalb 
des politischen Mainstreams bewegen.99 Doch auch die Zusammenarbeit mit bürgerlichen 
Minderheitsregierungen in Form einer Tolerierung, während man formell in der Opposition 
bleibt, ist eine beliebte Möglichkeit und hat ihnen bislang kaum geschadet. So konnten sie ihre 

 
96 Wolff, Reinhard (2023) “Finnland hat einen neuen Ministerpräsidenten: Rechtsschwenk mit Frauenmehrheit“. In: taz, 
20.6.2023, Finnland hat einen neuen Ministerpräsidenten: Rechtsschwenk mit Frauenmehrheit | taz.de. 
97 Rühle, Axel (2023) „Minister-Rücktritt in Finnland: „Gelinde gesagt, sehr peinlich“. In: Süddeutsche Zeitung, 30.6.2023. 
98 SVT Nyheter (2026) Partitopparnas missnöje efter SD-samarbetet: Inte lösningen, 13.3.2026, Partitopparnas missnöje efter 
SD-samarbetet: Inte lösningen | SVT Nyheter. 
99Herman, Rudolf (2019) „Nordeuropas Nationalisten sind dort stark, wo sie ausgegrenzt werden“. In: Neue Zürcher 
Zeitung, 19.7.2019. 
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politische Agenda einbringen und durchsetzen, ohne politische Verantwortung übernehmen 
zu müssen. Bei auf eine Tolerierungsperiode folgenden Wahlen büßten sie, mit der Ausnahme 
der DF 2019 aus verschiedenen besonderen Gründen, nicht an Zustimmung ein, gewannen 
im Normalfall sogar noch Stimmen dazu. Doch im Falle von Tolerierungen haben sie zwar 
politischen Einfluss, direkte Macht bleibt ihnen aber verwehrt. Wenn sie sich dagegen vom 
Rand Richtung Mitte bewegen und nach Macht streben, geraten sie in eine Zone, in dem sie 
sich einem härteren politischen Konkurrenzkampf stellen müssen.100 Eine 
Regierungsbeteiligung ist für sie demnach Chance und Risiko zugleich.     
 
Eine Regierungsbeteiligung kann ein Weg sein, um populistische radikal rechte Parteien 
zumindest kurzfristig einzudämmen. In Norwegen und Finnland hatten die Fortschrittspartei 
und „Die Finnen“ als Koalitionspartner in der Tat Schwierigkeiten, eigene Anliegen und 
Reformpläne durchzusetzen, wenn die anderen Parteien dagegenhalten. Gerade, wenn wie in 
Norwegen Minderheitsregierungen noch auf Unterstützerparteien mit anderen Vorstellungen 
angewiesen sind, können für sie Schwierigkeiten entstehen, da eine solche Konstellation zu 
einem doppelten Kompromisszwang führt, der eigene Ziele verwässert und gegebenenfalls 
einen Glaubwürdigkeitsverlust bei den Wählern (wie in Finnland bei den 
Arbeitsmarktreformen) zur Folge hat. Die Zuteilung von Ressorts außerhalb der Kernanliegen 
rechtspopulistischer Parteien ist prinzipiell keine schlechte Strategie, um ihren Einfluss zu 
mindern, so wie in Finnland 2015, als „Die Finnen“ nicht das von ihnen gewünschte und für sie 
wichtige Innenministerium erhielten. Jetzt haben sie das Innenministerium aber das Thema 
Migration spielt kaum noch eine Rolle. 
 
Es kann zudem eine sinnvolle Strategie sein, rechtspopulistische Parteien Verantwortung 
übernehmen zu lassen und diese sowie Verlässlichkeit auch einzufordern. Dann müssen diese 
zeigen, ob sie das können oder nicht. Etablierte Parteien, die zusammen mit den 
Rechtspopulisten eine Regierung bilden, sollten wie in Norwegen und Finnland geschehen, 
hart verhandeln, nicht alles akzeptieren und bei ihren eigenen Wünschen nicht nachgeben, 
selbst um den Preis eines Austritts der rechtspopulistischen Partei aus der Regierung. Wenn 
etablierte Parteien Unterschiede und Unvereinbarkeiten, die eine gemeinsame Politik 
unmöglich machen, klar aufzeigen und dabei prinzipientreu bleiben, können sie ein 
eventuelles Scheitern von Verhandlungen  - über eine Zusammenarbeit, eine 
Regierungsbildung oder ein konkretes Vorhaben in der Regierung - nach dem Motto „wir 
haben es probiert“ eher rechtfertigen, als wenn sie es gar nicht erst versuchen. Dadurch 
können sie an Standfestigkeit gewinnen und ihr Profil schärfen.   
  
Sowohl in Finnland als auch in Dänemark nach Tolerierungen lässt sich beobachten, dass 
wenn es zu einer Schwächung rechtspopulistischer Parteien nach Phasen der 
Regierungsbeteiligung oder Tolerierung kam, dann aus internen Gründen wie Skandalen, 
Flügelkämpfen und Spaltung101, so wie in Finnland. Dort war es aus Sicht der etablierten 
Parteien allerdings „Pech“, dass „Die Finnen“ nicht als Ganzes geschwächt wurden, sondern 
sich in einen gemäßigten und einen radikalen Teil aufspaltete, von dem der gemäßigte in der 
Regierung verbleibende bei den nächsten Wahlen in der Versenkung verschwand, während 
der radikale Teil sich in der Opposition erholen, sich weiter radikalisieren und bei den 
darauffolgenden zwei Wahlen wieder zu alter Stärke finden konnte. In Norwegen verließ die 
FrP die Regierung, was sie zunächst an Zustimmung kostete. Das vorzeitige Verlassen einer 

 
100 Ibid. 
101 Caspari, Lisa und Monecke, Nina (2025) „Abgrenzen oder Einbinden? Was die Rechte zähmen kann“. In: Zeit Online, 
24.10.2025, Rechte in Regierungen: Abgrenzen oder Einbinden? Was die Rechte zähmen kann | DIE ZEIT. 
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Regierung wird nicht gern gesehen und führte speziell in Norwegen zur Schwächung der 
jeweiligen Partei und schwächeren Wahlergebnissen sowohl auf rechter wie Mittelinksseite, 
da dies als Unzuverlässigkeit interpretiert wird.  

In der Summe lässt sich also nach nur vier Regierungsbeteiligungen populistisch radikal 
rechter Parteien in den nordischen Ländern schwerlich von einem Trend sprechen, ob 
ebensolche diesen Parteien langfristig schaden oder nicht, und ob umgekehrt, die Beteiligung 
rechter Parteien an Regierungen die politischen Systeme und die Demokratie beschädigt. 

Starke rechtspopulistische Parteien sind in den nordischen Ländern inzwischen Teil der 
politischen Systeme. Sie sind unter den etablierten Parteien nicht besonders beliebt, aber 
man hat auch keine Angst mehr vor ihnen. Im Norden hat eine gewisse Normalisierung 
gemäßigter rechter Parteien und ihres Gedankenguts stattgefunden. Trotz ihres in den letzten 
20 Jahren stark gewachsenen politischen Einflusses bleiben ihre politisch-demokratischen 
Systeme stabil und zeichnen sich durch das Vertrauen der Menschen in den Staat, ein 
weiterhin starkes Wohlfahrtssystem, regelmäßige Regierungswechsel, Gleichberechtigung 
und Bildungsgerechtigkeit aus. Man kann behaupten, dass diese Länder eine gewisse 
Widerstandsfähigkeit gegen Versuche gezeigt haben, das politische und demokratische 
System zu untergraben. Dies war aber ohnehin in viel geringerem Maße Ziel der populistisch 
radikal rechten Parteien in den nordischen Ländern als zum Beispiel in Ungarn oder Polen. 
Trotz gewisser Verschiebungen des politischen und gesellschaftlichen Diskurses nach rechts 
insbesondere in der Migrationsfrage, haben die nordischen Länder es geschafft, 
konsensorientierte Gesellschaften zu bleiben. „Obwohl ein Vergleich zwischen Ländern 
immer schwierig ist, legen die Erfahrungen der Nachbarn einen Schluss nahe: Wie gefährlich 
rechtsextreme Parteien für Demokratien sind, hängt vor allem von der Stärke der Demokratie 
selbst ab.“102 Die nordischen Demokratien scheinen stark zu sein. Dies kann auch aus einer 
deutschen Perspektive ermutigend sein, da eine starke Zivilgesellschaft, die föderale Struktur 
sowie Deutschlands EU-Mitgliedschaft Stärken der deutschen Demokratie darstellen.103 
 
Die Stärke der nordischen Demokratien wiederum erleichtert die Zusammenarbeit mit 
populistisch radikal rechten Parteien bis hin zur Einbeziehung in die Regierung. Da es bislang 
aber insgesamt im Norden nur vier Legislaturperioden gab, in denen rechtspopulistische 
Parteien Teil der Regierung waren, ist die Regierungsbeteiligung auch dort eher noch die 
Ausnahme als die Regel. Es gibt auch im Norden noch kein Beispiel für eine enge Tolerierungs- 
oder Regierungszusammenarbeit einer Mitte-Links-Regierung mit rechtspopulistischen 
Parteien. Bislang wurden sie nur in konservativ-bürgerlich Teilen des politischen Spektrums, 
akzeptiert, von Mittelinksparteien dagegen bekämpft (und umgekehrt). Es hat auch eine Weile 
gedauert, rechtspopulistische Parteien zu akzeptieren, sich mit ihnen auseinanderzusetzen 
und so weit wie möglich in das politische System zu integrieren. Dies ist nichts, das innerhalb 
kurzer Zeit möglich ist. In den nordischen Ländern ist man diesbezüglich schon etwas weiter 
als in anderen europäischen Ländern, was aber in erster Linie dadurch begünstigt wurde, dass 
die nordischen populistisch radikal rechten Parteien insgesamt moderater auftreten als 
anderswo. Aber auch dort gibt es kein Patentrezept für den Umgang mit rechtspopulistischen 
Parteien mit einer Garantie auf Erfolg. 
 
 

 
102 Meyer-Ohlendorf, Niels (2024) „Demokratie in Gefahr?“, In: IPG-Journal, 28.5.2024, Demokratie in Gefahr? Rechte 
Parteien im EU-Ausland – Demokratie und Gesellschaft | IPG Journal.  
103 Ibid. 
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